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Freiheit fü.r EI Salvador! 
Großoffensive der FMLN seit 11.11.1989 

(TATblatt-Wien) 
Am 11.11.89 begann die salvadoriani­

sche Guerilla FMLN (Frente Farabundo 
Marti de Liberacion Nacional) eine Groß­
offensive im ganzen Land. Die Ursachen 
sind die gescheiterten Verhandlungen zwi­
schen Vertreterinnen der Regierung und 
der FMLN vom September und Oktober 
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1989 und ein am 31. Oktober auf ein Ge- Mitglieder der Todesschwadronen, sowie 
werkschaftshaus verübter Bombenan- miliUlrische Garantien zur Sicherstellung 
schlag, bei dem 10 Menschen ums Leben eines Waffenstillstandes. Erst nach Erfül-
kamen. Dieser bewaffnete Vorstoß als Re- lung dieser Forderung ist die FMLN bereit, 
aktion der FMLN ist jedoch niCht als End- den bewaffneten Kampf einzustellen. 
offensive zu verstehen, sondern die FMLN Auf den Seiten 10 bis 14 bringen wir eine 
will die Regierung zu Verhandlungen und ChroIWlogie der Großoffensive, ein Interview 
Eingehen aufihre Forderungen zwingen. mitdemFMLN-VerJumdlungsleiterJoaquin 
Diese Forderungen sind die sofortige Ein- ViUa/ohos, daß die Situation nach den ge-
stellung der staatlichen Repression, die scheitelten VerJumdlungen gut wiedergibt 
Verurteilung der Mörder von Erzbischof lind Auszüge aus einem Berichl von Ricardo 
Oscar Arnulfo Rome und aller anderen Rivera (Sprecher der FMLN in Bonn) 

Straßenspen'e der FMLN im März 85; Foto: Ralf Leonhard 

»Die Schlacht am Linzer Hauptplatz« 
(Zitat Richter P. Neumann) 

(TATblatt- Unz) 
17.11.1989,10.30 Uhr, Linzer Landes­

gericht, 2. Stock, Verhandlungssaal239. 
Drei An.geklagte, ein Rechtsanwalt 

und ca. 15 Freaks lungerten in den grauen 
Giingen des Bürokratenlabyrinths. Im viel 
zu kleinen Gerichtssaal (eine Bank für fünf 
Personen) warteten der Richter Neumann 
- zu erkennen am Schmiß auf der linken 
Wange -, Staatsanwalt Reisinger -

schaut aus, als könnte er nicht bis drei 
ziihlen (optische Uuschung) - und der 
sympathisierende Rechtsanwalt auf die 
drei Linzer AnarchoterroristInnen Beate, 
Freddi und Reini. Die Anklage lautete im 
wesentlichen auf Widerstand gegen die 
Staatsgewalt und versuchte schwere Kör­
perverletzung. Doch wie kam es dazu? 

Forlse~llngaufSeite2 
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Fortsetzung der Schlacht 
(Von Seite 1, re~pektive dem Linzer Hauptplatz) 

(TATblatt-Unz) 
Es begann am 24.8.1989, 21.05 Uhr: 
Der anarchobekannte Polizist Max for­

derte eine etwa zehnköpfige, am Haupt­
platz sitzende asoziale Gruppe auf, durch 
Säubern und gleichzeitiges (!) Verlassen 
der Linzer TouristInnenattraktion, Ruhe 
und Ordnung wiederherzustellen; 

Dabei fiel ihm der "amtsbekannte 
Suchtgiftler" (Original Polizeiprotokoll) 
Rainer auf, den er sogleich am nächsten 
Revier körpervisitieren wollte. Beate lief 
den 'beiden nach, um Rainer vom Mitge­
hen abzuraten, was allerdings großen Zorn 
bei Max hervorrief. Das Wettzerren um 
Rainer endete mit einem tätlichen Angriff 
von Max. Er, Max SLEUDERTE PEATE 
ZU PODEN, um sich letztendlich auf 
ihrem Rücken niederzulassen. Am Bauch 
liegend versuchte Beate laut Max, ihm die 
Dienstwaffe zu ziehen. So mußte er ihr, um 

. seine eigene Sicherheit zu wahren, gleich 
zwei Paar Handschellen anlegen. Dabei riß 
Max Beates Sehne im Oberarm ab. 

Währenddessen erschien die ersehnte 
Hilfe in Form von MEK 1 (Mobiles Ein­
satzkommmando), um ihm mit Tat ohne 
Rat zu unterstützen. Die beiden Polizisten 
erfaßten in sek~ndenschnelle die verworre­
ne Situation und warfen sich auf die am 
nächsten stehenden BIERTRINKER: 
Freddi und Reini. So konnten die Polizi­
sten die lebensgefährlichen Angriffe auf 
den armen Max im letzten Moment verei­
teln. Glücklich und zufrieden transportier­
ten die mutigen Freunde die drei Gewalt­
täter in die Polizeidirektion Nietzschestra­
ße. Nach genauer Kontrolle wurden sie im 
Gefangenenhaus abgegeben - achtzehn 
Stunden später entlassen. 

Im Verhandlungssaal bestätigten sich 
die Machtverhältnisse. Aus den, wider­
sprüchlichen Aussagen der Polizeibeam­
ten schaffte es der Staatsanwalt unter der 
Patenschaft des RECHTSsprechenden 

Richters Neumann (Alfred E. ?), einen 
eindeutigen Tatbestand zu konstruieren. 
Diese zwei zeichneten sich auch durch pe­
netrante Ignoration des Rechtsanwaltes 
aus. Der Zeuge Rainer wurde mehrmals 
mit Verleumdungsklagen bedroht, weil er 
es wagte das Geschehen anders als die 
Bullen wahrgenommen zu haben. F~r die 
Verurteilten wurden folgende Tatsachen 
als erschwerend genannt: Überkleben von 
SPÖ- Wahlplakaten, Blockadenbau in 
Wackersdorf, sowie unerlaubtes Fernblei-

. ben vom Bundesheer. Die Anwesenheit 
des Umfelds der Hinzurichtenden nutzte 
der Staatsanwalt zur Begründung einer ge­
neralpräventiven Maßnahme und forderte 
ein Abschreckungsurteil für staatsfeindli­
che Subjekte. Dem ganzen Schauspiel 
setzte Richter Neumann den Gipfel auf. Er 

Der Versuch einer objekti­
ven Berichterstattung 
über die Aktivitäten der 
revolutionären Kommuni­
stischen Partei 

(TATblatt- Unz) 
Die Kommunistische Jugend Linz 

wollte am 18.11 von 10.30 Uhr bis 14.00 
Uhr das Haus Pfarrplatz Nr. 6 besetzen­
nach Absprache mit dem Hauseigentümer 
sowie polizeilicher Anmeldung und Ge­
nehmigung. Lediglich es fehlte der Haus­
türschlüssel! 

Die Versammlung vor dem Haus 
wurde nach dem Eintreffen zweier Bullen 
(u.a. Max, siehe hierzu "Die Schlacht am 
Linzer Hauptplatz") aufgelöst. Zuvor no­
tierten sie die Adressen der Anwesenden, 
weil das Haus besprüht worden war. 

ging über das vom Staatsanwalt geforderte 
Strafausmaß hinaus: 

Beate 4 Monate unbedingt 
Freddi 2 Monate unbedingt 
Reini 1 Monat bedingt 
Der Richter kommentierte sein Urteil: 

"Damit in Linz nicht solche Zustände ein­
treten, wie in einigen Städten West­
deutschlands." 

Zu diesem Zeitpunkt hatten bereits 
einige verhalten "du blede sau du blede" 
flüsternde ZuhörerInnen die Bühne ver­
lassen. 

Gegen das Urteil wurde von Seiten der 
drei Angeklagten Berufung eingelegt: 

NaChtrag: Am nächsten Tag trafen 
einige Max, der glaubte,in einem Gespräch 
menschliche Züge annehmen zu können, 
was ihm ganz gut mißlang. 

KURIOS? 
(TATblatt- Unz) . 

"Im Jahre 1986 hat der Gemeinderat 
(in der Alleinherrschaft der SPÖ; Anmer­
kung Tb-Linz) die Stadt Linz zur Friedens­
stadt erklärt und damit ein eindeutiges 
Zeichen gesetzt, in dem er sich zu friedli­
chem Miteinander sowohl im politischen 
als auch sozialen Bereich und zu Solidari­
tät mit Unterdrückten und Minderprivile­
gierten bekannte." 

1. Absatz der Broschüre zu den Linzer 
Friedenstagen, verfaßt von Franz D., Bgm. 
zu Linz 

no more comment 

EG & Transit-Prozeß: Thomas H. verurteilt 
(T ATblatt-Wien) 

Bei der Ringstraßenblockade zum 
Thema "EG & Transit" in Wien am 09. Juni 
1989 wurde Thomas H. festgenommen. Er 
soll einen Beamten gestoßen und sich dann 
a~hn geworfen haben. Die Anklage 
lautete auf "schwere Körperverletzung" 
und "Widerstand gegen die Staatsgewalt". 

Bei der Verhandlung am vorigen 
MQntag (20. November 89) wurde ein Foto 
vorgelegt, das zeigt, daß Thomas schon 
'längst auf dem Straßenpflaster lag, als der 
Beamte noch aufrecht und mit beiden 

Beinen fest am Boden der Realität gestan­
den ist. Ob der Polizist jemals zu Fall ge­
kommen ist, ließ sich nicht klären. Doch 
selbst, falls er im Zuge des Sturzes von 
Thomas niedergerissen worden wäre, 
könnte dies, so die Verteidigung, nicht als 
feindseliger oder gewalttätiger Akt -
daher nicht als Widerstand gegen die 
Staatsgewalt - gesehen werden. 

Doch das Foto allein bezeugte dem 
Gericht zu wenig - Thomas wurde Zu 100 
Tagessätzen zu je 50 ÖS oder, bei Nichtein­
bringung, 50 Tagen Haft verurteilt. 

EINIGE DETAILS: 
Die "Prellung des Handgelenks" (lt 

Amtsarzt) des Polizisten ist deshalb als 
schwere Körperverletzung zu werten, weil 
sie ein Beamter erlitt... 

Ein Antrag auf neuerliche Ladung 
zweier Zeugen wurde von der Richterin 
mit der Begründung abgelehnt, daß die 
bisher gehörten Zeugen schon nichts zu 
sagen gehabt hätten (was bis auf eine Aus­
nahme leider stimmt) ... 

Die Verteidigung will in die nächste 
Instanz gehen. 
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Kein Platz für die BOX inÖ-Brei 

Donnerstag, 24.11.89, 15 Uhr: Wer es sich zu dieser Zeit wie gewöhnlich im Lehnstuhl bequem 
machte, oder auch gerade in der Straßenbahn oder am Arbeitsplatz einen Walkman in Betrieb nahm, 
hat sich erst einmal auf Sendersuche begeben. Doch vergeblich: im gesamten Äther war nichts zu 
finden, was der Musicbox auch nur im entferntesten nahekam. 

(TATblatt-Wien) 
Das, was man bei Ö3 hörte, war die 

Musicbox, die an diesem Tag nicht in ihrer 
gewohnten Form zur Ausstrahlung kam; 
und in Zukunft überhaupt eingestelt wird. 
Mittwoch wurde es ORF-intern verlaut­
bart: 

Das neue Programmschema hat für die 
Musicbox keinen Platz mehr. 

Die Sendung am Donnerstag bot da­
raufhin seichte Supermarktmusik, kom­
promislose kommentarlose Berieselung 
der schlimmsten Sorte. Eine Vorwarnung? 

DAS NEUE SCHEMA 
UND SEINE URSACHEN 

Bereits letzte Woche berichteten die 
Medien von einer Umfrage unter 300 
(dreihundert) typischen (!) Ö3-HörerIn­
nen, die Anlaß zur Besorgnis gab. Gerade 

die Sendungen, die aus dem gewohnten 
Bedudelungsrahmen fielen (Kopfhöhrer, 
Nachtexpress, Musicbox, ... ), schnitten bei 
dieser Untersuchung extrem schlecht ab. 
Wobei festzuhalten ist, daß die Untersu­
chung explizit nicht Hörerinnen einschloß, 
die zum Beispiel normalerweise Öl hören 
und extra zu speziellen Sendungen auf Ö3 
wechseln, oder überhaupt nur ausgewähl­
te Sendungen konsumieren. 

Mitte der Woche wurden dann den 
freien und unfreien Mitarbeiterinnen die 
Konsequenzen der umstrittenen Studie 
vorgestellt: Die Musicbox wird es nicht 
mehr geben. Einziger Ersatz wird eine 
Sendung um 22 Uhr sein (derzeit "Gedan­
ken"), wobei diese (neue) Sendung auf 
Musik beschränkt bleiben soll - eine Art 
Musicbox-Tonjournal also. Der Nachmit­
tag ist dann frei für eine sogenannte "große 
Fläche", eine einzige Sendung mit kurzen 

Widerstand gegen IWF: 

Freispruch für Gregor 
(TATblatt-Wien) 

Am 21.11. stand Gregor T. wegen » Wi­
derstands gegen die Staatsgewalt« vor 
Gericht, da er im Rahmen der Anti-IWF­
Demo im Frühling dieses Jahres festge­
nommen worden ist. 

Ein polizeilicher Zeuge war zu der Ver-

handlung nicht erschienen, der zweite 
konnte sich an nichts mehr erinnern, und 
der dritte sagte etwas ganz anderes, als im 
Akt steht. 

Das überraschende Ergebnis: Frei­
spruch. 

Beiträgen, etwa wie Weekend. "Gedan­
ken" und "Musik zum Träumen" ver­
schmelzen übrigens zu einer Sendung nach 
23 Uhr. 

Ähnlichen Veränderungen wie der 
Musicbox werden natürlich auch die 
anderen genannten Sendungen unterlie-
gen. , 

"Hier werden nicht Entscheidungen ge­
troffen, weil es die Umstlinde erfordern, -
etwa die Entstehung privater Sender -
sondern, weil verschiedene Leute oder 
Gruppen ihren Einflußbereich vergrößern 
wollen", stellt ein freier Mitarbeiter der 
BOX fest und führt als Beispiel "Freizei­
chen" an: "Diese Sendung war eine der er­
folgreichen; sie wird jetzt auf eine halbe 
Stunde gekürzt, die Anrufe werden in 
Zukunft am Vormittag aufgenommen; 
der/die Moderatorln spricht dann zu Mittag 
mit einem Tonband so als wäre es live". 

Und was jetzt? Die Absetzung der Mu­
sicbox scheint fix zu sein. Es bleibt jedoch 
zu hoffen, daß der oben beschriebene 
kurze Protest am 24.11. nicht die einzige 
Tat bleiben wird, um die BOX zu erhalten. 
Notwendig wird es dazu sein, den Protest 
gemeinsam zu führen, von drinnen und 
draußen; wobei die geringen Möglichkei­
ten überhaupt demokratisch auf eine Insti­
tution wie den ORF einwirken zu 
können, ... 

Sobald TATblatt erfährt, was sich tut 
oder getan werden kann, folgen weitere In­
formationen. Sonst heißt es geduldig auf 
den Kultursender Ö4 zu warten (ca. 2 
Jahre). 

N eues von der» Pyhrn« 
(TATblatt-Wien) 

Bei der "Grundkaufaktion zum Schutz 
der Bauern" (siehetATblatt -82) stößt die 
ro!uferinnengemeinschaft auf bürokrati­
schen Widerstand: Der Vertrag ist rechts­
gültig unterzeichnet, es fehlt aber noch die 
Eintragung ins Grundbuch durch die 
Grundverkehrskommission (GVK). Auf 
Druck der Steiermärkischen Landesregie­
rung und des Gemeinderates wurden die 
GVK-Sitzung vertagt, gleichzeitig fanden 
vorgezogene Enteignungsverhandlungen 
am betreffenden Grundstück statt. Zu 
dieser Verhandlung hätte auch die Käufe­
rinnengemeinschaft geladen werden 

müssen, was aber nicht geschehen ist. Auch 
der Enteignungsbescheid wurde nur dem 
ehemaligen Besitzer zugestellt. 

Laut Enteignungsgesetz muß die 
Behörde auf jeden Fall eine einvernehmli­
che Lösung (Ablöse) anstreben. Trotzdem 
wurde der ehemalige Besitzer schon an 
Tag nach der ersten Verhandlung enteig­
net. 

Aus diesen Gründen wurde von der 
KäuferInnengemeinschaft und vom ehe­
maligen Besitzer Berufung bei der Steier­
märkischen Landesregierung bzw beim 
Bundesministerium f. wirtschaftliche' An­
gelegenheiten eingebracht. 

Die Versuche, Bauern und Bäuerin­
nen zu erpressen, ihre Grundstücke ohne 
Widerstand abzugeben, gehen weiter: Für 
eine "freiwillige" Ablöse wurden dem 
Bauern Hubert Konrad vom Schoberpaß 
(Stmk.) 1,7 Mio Schilling geboten, bei der 
Zwangsenteignung durch Landeshaupt­
mann Krainer erhielt er für die selben 
Gründe nur noch 1,1 Mio ÖS. - Konrad 
legte Berufung ein und war erfolgreich: 
Minister Schüssel wagte es nicht, die 
rechtswidrige Enteignung zu bestätigen, 
hob den Bescheid auf und verwies das Ver­
fahren wieder an die erste Instanz (Landes­
hauptmann Krainer!). 
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Eindritteluniversitäf für 
, . 

Zweidrittelgesellschaft? 

(TATblatt-Wien) 
Gegen die Mißstände und laufende Verschlechterung an den Unis (siehe Kästen) formiert sich weiter Widerstand. Nach einem bundes­
weiten AktivistInnenplenum soll jetzt für einen Aktionstag am 5. Dezember mobilisiert werden, um eine breitere Teilnahme zu errei­
chen. Information auch abseits der Unis ist vor allem deswegen notwendig, damit Busek und die Industriellenvereinigung eine Privati­
sierung der Unis nicht als budgetschonende "sanfte Sanierung" verkaufen können. Erste Testballons in diese Richtung wurden bereits 
gestartet, wie zum Beispiel die Äußerungen Buseks zu einem Kautionssystem für Studierende. 

Die Novellierungsvorschläge des Mi­
nisteriums zu UOG f und AHSteJ2liegen 
auf dem Tisch; die Richtung, die die Unis 
nach den Vorstellungen von Busek & Co. 
nehmen sollen, ist offensichtlich: Aus der 
klassischen autonomen Universität, die 
zumindest den Anspruch erhebt, in ihrer 
Wissenschaft und Lehre frei zu sein, wird 
ein Selbstbedienungsladen für die Indu­
strie und Konzerne. Sie werden eingela­
den, sich die hochqualifizierten Rosinen 
aus dem sonst ranzigen Kuchen "Massen­
universität" zu holen. 

BUSEK'S ERSTER STREICH: DIE 
AHSTG-NOVELLE 

Die geplante Novelle steht, wie auch 
aus den Erläuterungen selbst hervorgeht, 
nur eine Vorstufe zur Etablierung von 
Privatuniversitäten dar. 

Supermarkt Uni 
Studien an außeruniversitären wissen­

schaftlichen Bildungseinrichtungen mit 
Sitz in Österreich können durch Bescheid 
des Bundesministers für Wissenschaft und 
Forschung auf bestimmte Zeit als ordentli­
che Studien, Lehrgänge und Kurse mit uni­
versitärem Charakter anerkannt werden. 3 

Als Voraussetzungen dafür gelten, 
daß die Lehre überwiegend von Personen 
mit Lehrbefugnis getragen und die Finan­
zietbarkeit des Studien betriebs "glaubhaft 
gemacht" wird; außer dem muß das 
Studium inhaltlich und formal (Studien­
ausmaß, Dauer, etc.) zur Gänze oder zum -
Teil einer an der Uni eingerichteten Stu­
dienrichtung entsprechen, oder trotz in­
haltlicher Abweichung für die Erreichung 
der anzustrebenden Studienziele geeignet 
erscheinen4. Der dafür verliehene Ab-

K~in Cash für feministische Forschung? 

Der "Frauentopf' 
. 1982 wurde aus dem Uni-Budget ein Sonderkontingent für Frauenforschung ein­

-gerichtet, der sogenannte "Frauentopf'; Die daraus finanzierbare Sturidenanzahl pen­
delte sich auf 147 Wochenstunden pro Studienjahr für ganz Österreich ein - nicht 
einmal 1 Prozent der gesamten regulären Lehraufträge. 

Folgerichtig ist der Finanzierungsrahmen mehr als eng. Welche Lehraufträge aus 
dem Topf finanziert werden, entscheidet eine Arbeitsgruppe, bestehend aus 35 Frauen, 
die von den einzelnen Universitäten entsendet werden. Diese stehen vor einem Kon­
f1ikt'die Situation "Frau streicht Frau" widerstrebt ihnen. Die geplante Einschränkung 
auf einzelne Themengebiete (zB. Frau&Technologie) ist auch nur eine Scheinlösung; 
die Selektion findet dann eben im Kopf anstatt auf dem Papier statt. Trotzdem wird 
auf diesem Weg wenigstens verhindert, daß artfremde Lehrveranstaltungen, wie zB. 
die Gynäkologie (die die Stellung der Frauen in der Gesellschaft wohl mehr zementiert 
als verbessert), im Frauentopf landen. J • 

Mittlerweile sollen aus dem Frauentopf auch nur mehr Wahl- und Freifächer fi­
nanziert werden. Bisher wurden Pflichtfächer - die auch aus dem regulären Budget 
finanziert werden müss(t)en - ebenfalls aus dem Topf bezahlt. Nachdem Pflichtfä­
cher Vorrang bei der Vergabe haben, wurden auch letztes Jahr die Pflichtfächer ganz, 
die Wahl- und Freifächer nur zur Hälfte finanziert - beinah die Hälfte wurde für 
Pflichtfächer vergeben. Das soll sich durch einen ministeriellen Erlaß ändern. 

An der Uni Wien hat sicheine.Frauenarbeitsgruppe gebildet, die sich gegen die fi­
nanzielle Austrocknung von feministischer Lehre und Forschung wehrt (Treffpunkt: 
jeden Mittwoch um 16.00, Fakultätsvertretung Geisteswissenschaften, Rooseveltplatz 
5a). Mitte Dezember soll eine Hörerinnenversammlung stattfinden, am 12. Dezember 
eine Presseveranstaltung, wo Lehrende zu Thema Frauen Stellung nehmen 

schluß ist einem regulären Hochschulab­
schluß gleichwertig. 
TRADITIONELLE UNIVERSITÄREN 

WERDEN BILDUNGSSTÄTTEN 
ZWEITER KLASSE 

Qualifizierte Lehrende werden zum 
größten Teil an die besser zahlenden au­
ßeruniversitäten Einrichtungen abwan­
dern; zu diesen wird der Zugang - allein 
schon aufgrund allfälliger Studiengebüh­
ren - beschränkt sein. Entsprechend 
werden die Absolventlnnen dieser priva­
ten Bildungseinrichtungen wesentlich 
bessere Aussichten auf dem Arbeitsmarkt 
haben. 

Die außeruniversitären Bildungsein­
richtungen für LehramtsstudentInnen de­
zidiertnicht offen sein5 - die Unis 
werden zu einer neuen Art Pädagogischer 
Akademien, die Lehramtsstudien werden 
weiter abgewertet. 

DIE UOG-NOVELLE 
Interuniversitäre Zentren sind beson­

dere Universitätseinrichtungen, an denen 
mehrere Universitäten beteiligt sind zum 
Zweck der Durchfühnmg oder Unterstüt­
zung interuniversitärer wissenschaftlicher 
Forschung ( .. .) insbesondere zur Durch­
führung und Unterstützung von Hoch­
schulkursen und Hochschullehrgängen. 
( ... ) Im Forschungsbereich kommt die Zu­
sammenarbeit mit anderen Rechtsträgern 
in Betracht6. 

Buseks zweiter Streich ist also die Er­
möglichung der Einrichtung von interuni­
versitäten Zentren, die in Zusammenar­
beit mit Unternehmen ("andere Rechts­
träger") geplant und geführt werden 
können. Zudem ist auch ihre Einbindung 
in die Verwaltung der Zentren geplant, 
entscheidender Einfluß auf die Gestal- it 

tung der Forschungsinhalte und die Ver­
wertung der Ergebnisse gegeben. 

Studierende werden mehr oder 
minder gratis zu Auftragsarbeiten heran­
gezogen und vertragliCh zur Geheimhal­
tung ihrer Forschungsergebnisse ver­
pflichtet. Die Ergebnisse stehen dann den 
"StifterInnen" zur ausschließlichen 
Nutzung zur Verfügung. 
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Wir die großen Supermarktketten sind immer um das Wohl unserer Kunden bemüht. Und so wissen wir das gutes Essen 
noch nie wichtiger war. Gesunde Ernährung bedeuted heutzutage möglichst wenig Gemüse und Milchprodukte zugunsten 
chemischer Substanzen. Das sind erfreuliche Nachrichten, für uns, für die Tiere, ja für die ganze Welt. 

. Das heißt: Die Uni forscht, stellt 
Wissen und Infrastruktur zur Verfügung, 
blecht kräftig mit, und der "Stifter" Privat­
wirtschaft casht ab. 

Im Gegensatz zu den außeruniversitä­
ren Bildungseinrichtungen sind hier Mit­
bestimmungsmöglichkeiten der Kurien 
(StudentInnen, AssistentInnen und Pro­
fessorinnen) vorgesehen. Dabei wird al­
lerdings von der bisherigen drittelparitäti­
schen (jede Kurie 1/3) bzw. viertelparitä­
tischen (Professorinnen 2/4) Regelung 
abgegangen und zwei Gremien, ein "Ku­
ratorium" und ein "Kollegium" institutio­
nalisiert. In diesen Gremien sollen auch 
führende MitarbeiterInnen der Verwal­
tung (Zentrumsleiterin, Abteilungsleite­
rInnen ) und eventuell Vertreterinnen all­
fälliger mit dem interuniversitären 

, Zentrum zusammenarbeitender Rechtsträ-
ger 7 mitbestimmen. Die Funktionsperio­
den werden auf das Doppelte, nämlich 

vier Jahre ausgedehnt. 
DER DRITTE STREICH: 

RAUS MIT DEN ALTERNATIVEN 
LEHRINHALTEN 

Der Bundesminister für Wissenschaft 
und Forschung kann die Zahl der ( .. .) zu 
erteilenden nicht remunerierten Lehrauf­
träge (Kollegiengeld, siehe unten) nach 
Maßgabe der budgetären Mittel durch die 
Festsetzung von Pallschalbetrwen oder 
Stundenkontingenten begren.zen . 

Schon bisher waren die remunerierten 
(vom Ministerium bewilligten und finan­
zierten) Lehraufträge auf so niedrigem 
Niveau kontingentiert, daß die Aufrecht­
erhaltung des Pflichtlehrangebotes damit 
nicht geWährleistet werden konnte. Folg­
lich wurde verstärkt auf die Kollegiengel­
dabgeltung (ca. die Hälfte eines remun­
erierten Lehrauftrages) zurückgegriffen. 

Alternative Lehr- und Forschungsan­
sätze (Arbeitsgemeinschaften, Wahlfä-

Noch nie war gutes Essen billi­
ger. Seit mehreren Jahren haben 
wir, die großen Supermärkte, ein 
neues Konzept entwickelt das die 
Wahl des/der Konsumentin erheb­
lich erleichtert. Wir nennen es: 
SHOPPING WITHOUT 
MONEY ! Die Idee dahinter ist 
einfach. Essen ist ein Recht und 
kein Privileg. Wir wissen, daß es 
umoralisch ist Millionen daran zu 
verdienen Essen zu verkaufen, 
während 3/4 der Welt hungern. Vor 
allem da jene, die Lebensmittel her­
stellen, verpacken, transportieren 
und verkaufen, gewöhnlich überar­
beitet und unterbezahlt sind. 

Unsere Antwort ist einfach, 
durch das SWM-Konzept nimmst 
Du Dir einfach was Du brauchst. 
Manche nennen vielleicht "shoplif­
ting", wir bevorzugen es zu sagen, 
daß ihr euch zurücknehmt was euch 
gehört 

Gutes Essen kostet in allen 
großen Supermärkten NICHTS. 

Das SWM-Konzept, hat schon 
weltweite Verbreitung, beruft euch 
in allen großen Läden und Ketten 
darauf. 

eher, etc.) wurden bisher fast ausschließ­
lich über Kollegiengeld finanziert. Mit der 

. Kontingentierung des "Kollegiengeldtop­
fes" wird nun auch die Möglichkeit zur 
Abgeltung der Stunden zu "Schleuder­
preisen" weiter eingeschränkt. Unter Um­
ständen sind davon sogar das Pflichtlehr -
angebot betroffen. Aber da werden eben 
Busek's Privatunis einspringen ... 

Fußnoten: 
1 UOG = Universitäts-Organisations­
Gesetz 
2 AHStG = Allgemeines Hochschulstudien­
gesetz 
3 AHStG Entwurf §40a, Abs. 1 
4 AHStG Entwurf §40a, Abs. 2 lit. 7a,7b 
5 AHStG Entwurf §40a, Abs. 14 
6 UOG Entwurf §93a, Abs. 1 
7 UOG Entwurf §93a, Abs. 5 . 
8 UOG Entwurf §38, Abs. 8 

~.-! 
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Gemeinsam gegen die 
»Grauen Wölfe« ! 

Demonstration: 15.12.1989 
Treffpunkt: 16 Uhr - Wien Südbahnhof 

(Demonstrationsaufruf) 
Im Zuge der internationalen Veran­

staltungsreihe der faSChistischen "Grauen 
Wölfe" hielt die Auslandsorganisation der 
türkischen Nationalisten auch in Wien 
unter Duldung und Schutz der Polizei ihr 
jährliches "Heimat - Sehnsuchtstreffen" 
ab. 

Die "Grauen Wölfe" sind eine nationa­
listische Partei. Vor 1980 war ihr Name 
"Nationale Bewegungspartei", heute 
nennen sie sich "Nationale Tätigkeitspar­
tei". 

Ihr Ziel ist die Türkisieru'ng der ganzen 
Welt. Sie dulden keine Opposition gegen 
ihren großtürkischen Nationalismus, keine 
Verweltlichung der Politik, keine Abwei­
chung von der "reinen Lehre des Islam", 
keine Meinungsfreiheit. JedeR, die/der 
sich zu einer der zahlreichen nationalen 
Minderheiten in der Türkei bekennt, 
jedeR die/der einer anderen bzw. keiner re­
ligiösen Tendenz angehört, ist ihr Feind 
und wird erbarmungslos angegriffen. 

Schon vor der Machtergreifung der Mi­
litärs am 12.September 1980 dienten die 
"Grauen Wölfe" als Zivilstreitkräfte des 
Staates. 

Bestreikte Betriebe,Streikende, anti­
faschistische Organisierungsbestrebungen, 
RegimekritikerInnen, Oppositionelle, 
waren und sind immer wieder Zielscheibe 
ihres Terrors. 

Quer durch die Türkei - in Kahra­
man, Maras, Corum, Malatya, Sivas ... -
massakrierten sie unter dem Deckmantel 
einer religiösen Auseinandersetzung in 
Zusammenarbeit mit dem türkischen Ge­
heimdienst "MIT", hunderte "Aleviten" 
Angehörige einer weniger rigorosen Rich~ 
tung im Islam. 

Das Papst-Attentat des "Grauen 
Wolfes" Mehmet A1i Agca zeigt, daß ihr re­
ligiöser Fanatismus nirgends auf der Welt 
nicht-islamisches duldet. 

Vor dem Militärputsch überfielen sie. 
Universitäten, die von fortschrittlichen 
Studentinnen besetzt waren. Bombenat­
tentate auf die Wohnungen der fortschritt­
lichen StudentInnen, ihre Lokale und Kaf- . 
feehäuser gehörten zur Tagesordnung. 

Nach dem faschistischen Militärputsch 
1980 war das Verbot der MHP nur eine 
Augenauswischerei. Unter dem Namen 

MCP (Nationale Tätigkeits Partei) wurde 
sie neu gegründet. Die Aufgabe dieser 
Partei ist nach wie vor, als Handlanger und 
Terrororganisation des faschistischen 
Staates im In- und Ausland aktiv zu sein. 

Im Ausland sorgen sie immer wieder 
. dafür, daß ein Kontakt bzw. eine Assimilie­

rung der EmigrantInnen mit der einheimi­
schen Bevölkerung verhindert wird. Ande­
rerseits nützen sie die Isolation ihrer 
Landsleute, um sie in "Sportvereinen", 
"Kulturvereinen", "Islamischen Zentren" 
hinter ihren reaktionären zu vergattern. 
Diese Einschüchterung wird immer wieder 
mit exemplarischen "Hinrichtungen" von 0 

ExponentInnen der Opposition im 
Ausland untermauert, was nicht heißen 
soll, daß weniger bekannte Oppositionelle 
ungeschoren bleiben. 

Die nationalistischen "Grauen Wölfe" 
sind bekannt als die größten Rauschgift­
und Waffenhändler in Zusammenarbeit 
mit der internationalen Mafia. Dennoch 
haben sie keine Probleme, sich zu organi­
sieren, ihre Veranstaltungen abzuhalten 
und Unterstützung bei den Behörden zu 
erhalten. 

Bis vor kurzem stellte ihnen die Ge­
meinde - einmal sogar der ÖGB - Säle 
zur Verfügung. Heuer erstmals waren sie 
auf den klassischen Tagungsort der Faschi­
sten' das ':Wimberger" angewiesen. Wie zu 
erwarten war, schützte die Polizei ihr 
Treiben. 

Das ist auch kein Wunder, weil das 
österreichische Kapital doppelt von ihnen 
profitiert. 

Einerseits sorgen die "Grauen Wölfe" 
dafür, daß in der Türkei der Widerstand 
gegen die brutale Ausbeutung und Unter­
drückung behindert wird. Grund genug für 
die Herrschenden in Österreich, sich zu 
freuen, daß ihre Investitionen in der Türkei 
ungehemmt Früchte tragen können. 

Andererseits vertiefen sie die Spaltung 
zwischen österreichischen und ausländi­
schen ArbeiterInnen indem sie danach 
trachten, immer größere Teile der türki­
schen Arbeitsemigranten unter ihre Fitti­
che zu kriegen und sie gegen ihre österrei­
chischen Kollegen zu mobilisieren. So ver­
hindern sie einen wirksamen Kampf gegen 
die miesen Arbeits- und Lebensbedingun­
gen in Österreich - das gilt natürlich für 

alle Länder, wo sie ihr Unwesen treiben .,. 

* Verhindern wir die Umtriebe des fa­
schistischen Packs - gleich welchen Natio­
nalismus sie auf ihre Fahnen geheftet 
haben!! 

* Gegen die imperialistischen Interes­
sen Österreichs in der Türkei! 

* Österreichische und ausländische Ar­
beiterinnen - ein Kampf! 

Jüngstes Beispiel für den Terror der. 
"Grauen Wölfe" in Wien war ein Überfall 
auf FIugblattverteiler, die für eine antifa­
schistische Veranstaltung warben. Im von 
"Grauen Wölfe" gerne besuchten Cafe 
Uzay (10. Bezirk, Ecke Siccardburggas­
se/Pernersdorfersgasse) sperrte der Wirt 
die Türe zu. Nachdem er überprüft hatte, 
daß sie allein waren, zückte er die Pistole 
und forderte die ungefähr 30 "Kaffeehaus­
gäste" auf zuzuschlagen. Mit Messern und 
Schlagstöcken gingen sie auf die Leute los. 
Glücklich entkommen wandten sich die 
verletzten, verprügelten FIugblattverteiler 
an die Polizei und erstatteten Anzeige. Wie 
das Resultat zeigt, hätten sie das lieber 
nicht tun sollen, weil sich ihr Vertrauen in 
die österreichische Demokratie gegen sie 
gewandt hat: Sie kamen in U ntersuchungs- . 
haft und saßen dort bis 15.11.. Die Anklage 
- Verdacht auf schwere Körperverlet­
zung - ist weiterhin aufrecht! 

* Sofortige Einstellung der Verfahren 
gegen die zwei Antifaschisten! 

* Schluß mit dem Terror der "Grauen 
Wölfe"! 

* Spendet für die Verteidigung der 
beiden Opfer der Zusammenarbeit zwi­
schen österreichischerKlassenjustiz und 
faschistischen Banden! 

Unterstützt wird dieser Demonstrations­
aufruf von folgenden Gruppierungen: 
Ägidi/Spalo, ATIGF,D.Partizan, DEV-GENC, 
HKD, IGARA, Infoladen, KIB, Klassenkrieg, 
KSV, MLSP-B, PARTIZAN, Revolutionäre Ar­
beiterinnen a.d. Türkei-NK, Rotstilzehen, Stu­
denten- und Jugendverein a.d. Türkei, TAT­
blatt 

Am 5.12. findet im Lokal der ATIGF 
(Münzwardeingasse 5, 1060 Wien) ab 16 
Uhr eine Podiumsdiskussion über die 
"Grauen Wölfe" statt. 
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My horne is my castle 
Gegen jede Verschlechterung des Mietrechtsgesetzes (MRG) .... 

lautete~as Motto der diesjährigen Generalversammlung der Mieter-Interessens-Gemeinschaft 
(MIG) Osterreichs am l1.Nov. in Oberwart. Zentralen Punkt der Veranstaltung stellte die Diskus­
sion der geplanten Mietrechtsnovelle dar, aus der Kritik an derselben und eine Reihe von Elweite­
rungs-/Ergänzungsvorschlägen erwuchsen. 

einbarung des Mietzinses zu, jedoch sollte 
(TATblatt-Wien) eine Obergrenze eingeführt werden, die 

Im allgemeinen Teil kritisiert die MIG: sich mit dem "2 bis 3-fachen des Mietzinses 
der soziale Wohnbau sei praktisch zum für Kategorie A" auch nicht gerade sehr 
Stillstand gekommen, die Richtung der sozial ausnimmt. 
Mietenpolitik geht eindeutig in Richtung Weiters soll die Mietzinsherabsetzung 
freier Markt. Die in der vorliegenden Form im Außerstreitverfahren durchsetzbar 
geplante Novelle des MRG trage dazu vor sein, wenn es sich um gnivierende Mängel 
allem durch die ''Verländerungstenden- (Nässe, kein Gas, ... ) am Mietobjekt 
zen" bei, die "de facto eine mögliche Auf- handelt, fordert die MIG. 
hebung der Kategoriezinse beinhaltet". Um uneingeschränkte Mietzinserhö-

Der § 16, der die Bestimmungen zur hungen hintanzuhaIten, sollten weiters nur 
Verländerung der Mietzinsbefugnisse jene Kosten auf die Mieter übertragen 
enth1!It, ermögliche eine weitere Verteue- werden dürfen, die bei Inanspruchnahme 
rung der Mietzinse, auch könnten durch der günstigsten Förderungsmöglichkeiten 
die neuen Bestimmungen Kategoriezinse entstehen würden (§ 18). 
umgangen, und Kategorien (auch B und Kritisiert wird die Größenbeschrän-
Cl) sogar abgeschafft werden. Die MIG kung bezüglich der Einstufung in eine Ka-
stimmt zwar einer angemessenen (?) Ver- tegorie, auch für Kategorie-A-Wohnungen 

sollte bei Neuvermietung eine Obergrenze 
gelten.(§ 16) 

Gefordert wird die Gleichstellung von 
LebensgefährtInnen (auch gleichge­
schlechtliche) und EhegattInen.(§ 12) 

Eine Besserung der Wohn- und Miet­
zinssituation stellt die MIG nicht in Aus­
sicht. Dafür weist sie umso mehr auf die 
Folgen von Vernachlässigung des sozialen 
Wohnbaus und freie Mietzinsbildung z.B. 
in der BRD hin. Dort hat der "freie Woh-
nungsmarkt" inzwischen zu unerschwingli­
chen Mieten und Wohnungsnot geführt. 
Diese prekäre Situation wird mittlerweile 
schon als Begründung für die Wahlerfolge 
der Repuplikäner angeführt. 

Wollen wir hoffen, daß es in Österreich 
nicht so weit kommt. Allerdings wird vom 
Hoffen allein auch nicht viel passieren ... 

22. Feber: Opernball '90 
uf zur Einmischung in die 

g des Aufrufs zu einer 
_~~ ___ , ... ~ __ ~~~~.~ legalen Handlung 

Am 22. Feber ist es also schon wieder einmal 
soweit: Der alljährliche Höhepunkt der Demosai­

"..-, __ .. son. Der Opernball wird uns wieder zu Tausenden 
auf die Staatsoper zutreiben, wobei die meisten 

sich wieder einmal so richtig unklar sein werden, 
was sie dort dann eigentlich machen wollen, und 

wozu überhaupt das Ganze, und wenn ja, wie? 
Und wenn wir dann wieder einmal so richtig ver­

droschen worden sind, werden wir wieder einmal 
Staat und Kapital als Böse, die Polizei als deren 

Handlanger entlarven und Fehler in unserem taktischen Vorgehen, wie in der Einschätzung der Dinge entdecken. 
Um aus diesem Dilemma rauszukommen, und weil wir die Opernballdemo (sagen wir mal, aus welchem Grund auch 

immer), nunmal für doch sehr wichtig halten, haben wir uns gedacht, daß sowohl inhaltliche, wie auch taktische Vorberei­
tung öffentlich geführt werden müssen ... 

Wir wollen im nächsten TATblatt alle rechtzeitig erscheinenden Stellungnahmen, Diskussionspapiere etc abdrucken, und 
im TATblatt darauf Platz bieten, darauf einzugehen, Gedanken weiterzudenken und zu diskutierenusw ... 

Um schließlich im Feber von der erfolgreichsten und lustigsten Opernballdemo von überhaupt ausführlich berichten zu 
. können. 

Einsendeschluß (es gilt nicht das Datum des Poststempels, weil uns der absolut nicht weiterhilft, sondern zu diesem Tag 
. muß es bei uns am Tisch liegen): 

6. Dezember 1989 (allerspätestens! Erscheinungsgarantie im Falle irrwitzig vieler Einsendungen 
nur bis 5. Dezember) 
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»Es hilft nichts, sich in die 'Position der 
Ohnmacht zu begeben« 

Interview mit der Rechtsberaterin der GrünaIternativen im Steirischen Landtag, 
Brigitte M.-Scherbler 

(TATblatt-Graz) 

. TAThlatt: Die Grünalternativen im 
Landtag stellten heute eine Anfrage zu den 

· Kindesmißhandlungen im LSKH. Welche 
Chancen hat eine Einfrau-Fraktion, wirK­
same Arbeit im Landtag zu leisten? 

Scherbler. Worum es geht, ist nicht un­
bedingt die Annahme .unseres Antrages 
durch den Landtag, sondern darum, daß 
zum öffentlichen Druck, den der Verein 
SORG jetzt erzeugt, auf parlamentari­
scher Seite noch etwas dazu kommt. 

Bei vielen von uns thematisierten Be­
reichen ziehen die anderen Parteien indi­
rekt nach, indem sie diese modifiziert auf­
greifen und sagen, ''wir tun eh etwas" und 
tun zumindest kosmetisch etwas. 

TA Thlatt: Das klingt jetzt reichlich 
negativ: Die Grünalternativen bringen die 
gesellschaftlich relevanten Themen zur 
Sprache und sind dann im Prinzip nur die 
Trendsetter dafür, wie die Frisur neu 
gestylt wird. 

Scherbler: Zum Teil ist das so - die 
Landtagsarbeit hat Vor-und Nachteile. Sie 
hat den Vorteil, daß Themen, die bislang 
tabuisiert werden und in diesem Gremium 

· nie besprochen worden wären, öffentlich 
werden und somit die Möglichkeit eines 
Feedbacks mit den Betroffenen geschaffen 
wird. 

Es ware allerdings Illusion, zu glauben, 
· wir greifen wichtige Sachen auf und werden 
alles durchsetzen. Unsere Aufgabe ist es, 
zu schaun, daß eben nicht nur die Haare 
gefarbt werden. 

Ein Beispiel ist die Landesfrauenbe­
auftragte des Landes: Wir werden jeden 
Punkt, den wir gefordert haben, einfor­
dern. So, wie diese Institution eingerichtet 
worden ist, ist diese Frau zur Paralyse ver­
urteilt, ist es eine Alibihandlung der Lan­
desregierung. 

Wir werden uns des Mittels der Prau­
enbeauftragten bedienen und sagen, das 
ood das wollen wir als frauen politisch 
Aktive haben, dann wird sich zeigen, inwie­
weit diese neue Landeseinrichtung nur ein 
Lippenbekenntnis der Landesregierung 
ist. 

TATblatt: Zeigt sich am Beispiel der 
Frauenbeauftragten nicht, daß die Alter­
native Arbeit im Landtag kontraproduktiv 
ist? Es wird eine gute Idee gebracht und 
von der Regierung dann als Abschwä­
chungseinrichtung ''velWirklicht''? 

Scherbler: Das kann durchaus die 
Absicht der Regierung sein. Unsere 
Aufgabe ist <::s, die Frauenbeauftragte 
immer wieder zur Rechenschaft zu ziehen. 

TATblatt: In der vorletiten Landtags­
sitzung forderten die Grünalternativen ja 
auch Frauenbeauftragte in den Gemein­
den. 

Scherbler: Wir wollen in allen Bezirks­
hauptstädten obligatorisch und allen 
anderen fakultativ eine Frauenbeauftrag­
te. Wir fordern ParteisteIlung in allenfrau­
enrelevanten kommunalpolitischen Anlie­
gen und Bereichen (Raumordnung, ... ); 
umfassendes Informationsrecht, Recht auf 
eigene Öffentlichkeitsarbeit, Unterstül­
zungsrecht bei Fraueninitativen (Notru!), 
Einblick in Postenvergabe der Gemeinde. 

Wir forden in einem anderen Antrag 
die bevorzugte Einstellung von Frauen in' 
den Landesdienst bei gleicher Qualifika­
tion. 

TATblatt: Hier muß ich einen eher un­
angnehmen Schwenk machen, und zwar in 
die Karten der Grünalternativen schauen. 
Abgesehen von der Steiermark, wo das 
einzige Landtagsmandat mit einer Frau 
besetzt ist,. sind ja die Forderungen der 
Grünalternativen in den eigenen Reihen 
ganz und gar nicht erfüllt. Im Parlament 
wird in Kürze wieder nur eine einzige Frau 
sitzen, die Männer dominieren das Er­
scheinen der Parlamentsfraktion fast 
lOOprozentig. 

Scherbler: Das ist richtig. Es schaut auf 
Bundesebene ganz schlecht aus, es bleibt 
wieder nur eine Frau im Parlament, die im 
Gegensatz zu Meissner-Blau, die immer­
hin noch Klubobfrau war, noch weniger 
Kompetenzen hat. Wir in der Steiermark 
versuchen eine eigene Frauenresolution an 
alle anderen Länder zu bringen, die 
sagt,daß interne Vereinbarungen dann 
nicht gelten, wenn sie fähig sind, die Frau­
enparität zu eliminieren, d.h. im Zweifel 
für die Frauen. In· der Steiermark sieht das 
Verhältnis ja gut aus: Im Grazer Gemein­
derat sind beide Mandate mit Frauen 
besetzt, ebenso im Landtag das eine. 

TATblatt: Wie wird es nun konkret bei 
der KandidatInnenliste fürs Parlament 
ausschaun? 

Scherbler: Die Auflistung ist noch nicht 
endgültig beschlossen. Wir in der Steier­
marksind sehr federführend in der alterna­
tiven Frauenpolitik, d.h. wir haben auch für 
andere.Landesparteien viel Vorarbeit ge-

leistet und zum Teil auch auf Bundesebe­
ne. Ich kann jedoch nicht sagen, wie's bun­
desweit ausschaun wird, es ist auch noch 
nicht klar, wer in der Steiermark kandidie­
ren wird. 

TA Tblatt: Erinnert das nicht an die 
Entwicklung der Sozialdemokratie: Zuerst 
gibt es die schönen Ideale von z.B. Frauen­
politik und Basisdemokratie, wenn mensch 
dann mit der Macht in den Institutionen in 
Berührung kommt, schauts plötzlich ganz 
anders aus - die ursprünglichen Forderun­
gen werden selbst in den eigenen Reihen 
'wegkorrumpiert? 

Scherbler: Auch die Grünalternativen 
müssen mit der Macht umgehen lernen 
und einsehen, daß niemand als solcheR un­
ersetzbar ist. Als korrumpierbar würde ich 
das nicht bezeichnen. Es ist eine laufende 
Diskussion in der Grünalternativen Bewe­
gung, außerparlamentarische und Gre­
mienarbeit abzuwagen. 

Die Statuten beinhalten zum Teil die 
Regelung, daß einE AbgeordneteR nur für 
eine oder zwei Legislaturperioden das 
Mandat ausüben darf - die Gefahr einer 
Verfilzung ist also nicht so groß. 

TATblatt: Mensch hat ja als Parlamen­
tarierI~ ungleiche Vorteile gegenüber 
jenen außerhalb,·einerseits durch die Me­
dienöffentlichkeit, andererseits scheinen 
sie so unersetzlich zu werden, daß nicht 
mehr darüber diskutiert wird,ob nicht wer 
andereR nachrücken sollte. 

Scherbler: Da ist es Aufgabe der Bewe­
gung, selbst als Korrektiv zu fungieren. 
Man/frau darf sich nicht der Illusion hinge­
ben, daß diese Leute nie und nimmer 
ersetzt werden können. Es ist allerdings 
Aufgabe der eigenen Bewegung, die Leute 
auf den Boden der Realität zurückzuho­
len. Andererseits ist es gut, daß es Leute 
gibt, die rhetorisch gut sind, die die Inhalte 
vermitteln köimen, sich exponieren 
können; es ist wichtig, daß gute Themen 
aufgegriffen werden, sei es Lucona oder 
sonst etwas, nur sollte niemand glauben, 
daß die Leute dadurch für immer und ewig 
unersetzbar geworden sind. 

TA Tblatt: Hältst Du das Rotations­
prinzip für ein brauchbares Korrektiv? 

Scherbler: Nicht wahrend einer Legis­
laturperiode, aber durchaus die Beschran­
kung auf eine oder zwei Perioden. 

Allerdings ist das allein nicht ausrei­
chend. Man/frau muß während der Legis­
laturperiode einfordern, was man/frau will, 
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das ist jedoch nicht nur Aufgabe der Leute 
die drinnen sind, sondern besonders derer, 
die draußen sind. Es geht sehr um die Ei­
genverantwortlichkeit der Bewegung. Es 
hilft nichts, zu sagen, "die haben so viel 
Macht" und sich andererseits in die Posi­
tion der Ohnmacht zu begeben; vielmehr 
wäre es notwendig, sich durch außerparla­
mentarische Arbeit und Bürger Innenitiati­
ven zu artikulieren und das in die Parla­
mentsarbeit einfließen zu lassen. 

Es darf nicht alles auf den/die Abge­
ordnete/n abgewälzt werden. 

Wir haben alle nicht gelernt, andere 
Formen von Demokratie zu leben. Im 
Prinzip ist das die Chance, es anders auszu­
probieren. Es wäre Illusion zu glauben, daß 
das sofort exekutierbar wäre. 

TA Tblatt: Es ist doch eine große 
Gefahr für die Bewegung, in die Institution 
hineinzugehen. Durch -die Arbeitsauftei­
lung auf repräsentierende Personen und 
Basis wird wieder der Reflex in uns provo­
ziert, Stellvertreterinnendenken zu ent­
wickeln. 

Scherb1er: Wir müssen uns überlegen, 
welche Ebenen wir abdecken wollen. 
Wenn wir uns für die Zweigleisigkeit, au­
ßerparlamentarisch und Gremienarbeit, 
entscheiden, dann muß es klar sein, was wir 
in einem Gremium und was wir außerhalb 
machen können. Das ist zugleich ein 
Vorwurf an die Basis, die geneigt ist, dann 
alles auf die gewählten Vertreter Innen ab­
zuschieben. Niemand kann beide Ebenen 
des politischen HandeIns allein voll abdek­
ken. 

TATblatt: Ist es überhaupt möglich, 
eine Parlamentsfraktion basisdemokra­
tisch zu gestalten? Ist das nicht ein Wider­
spruch in sich? 

ScherbIer. Das Parlament ist klarerwei­
se repräsentativ-demokratisch. 

TATblatt: Insofern ist der alternative 
Anspruch doch unerfüllbar. 

ScherbIer. Nicht unbedingt. Wenn wir 
die repräsentative Verfassung ändern 
wollen, muß eine solche Änderung über 
das repräsentative Organ (inklusive Volks­
abstimmung) getan werden. Wichtig ist, 
daß wir uns über(egen, was ist für uns Ba­
sisdemokratie? Ich glimbe schon, daß es 
notwendig ist, die vorhandenen Instrumen­
te zu verwenden. Wesentliche Entschei­
dungen werden in diesen Institutionen ge­
troffen. 

Hauptaufgabe der GrünaIternativen 
im Parlament sind ja die Informationsbe­
sClJaffung und die Kontrollfunktion. Ich 
plädiere sehr wohl AUCH für die Gre­
mienarbeit. 

TATblatt-Graz-lnterview: Kristov Schopper 
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Wien: 

Dreht Zilk durch? 
So kann's doch bitte nicht weitergehen, 

oder? 

. \ nen sestim-ieleioOlst n die neue. 
Militante. der nichts um 
"rlich Wie m 
~ung ... oder~ KELtAU1' Z\L\(. 

Dl-sGl'n 

(unbestätigte Meldungen) 
Wie aus gewöhnlich gut in­

formierten Kreisen aus 
Post und Gemeinde Wien 
zu vernehmen war, soHen 

in Wien und in Zukunft 
ein beträchtlicher Teil der 
Fernsprechanschlüße dem 
Stadtoberhaupte Helmut 
Zilk vorbehalten, dem ge­
meinen Volk jedoch vor­

enthalten werden. Zahlrei­
che FernspechzeHen (vom 

gemeinen Volk im 
Volxmund gemeinhin 

auch Telefonzellen 
genannt) wurden bereits 

gemeinerweise für die AH­
gemeinheit gesperrt. Diese 

ZeHen tragen fortan den 
Hiweis »Diese Telefonzelle 

ist reserviert für Helmut 
Zilk«. 

Ähnliche Maßnahmen 
. wurden erst in aHerjüng­

ster Vergangenheit auch 
für Parkbänke durchge­
setzt. Auf diesen ist be-

kanntlich das Liegen, 
Schlafen etc gestrenge un­
tersagt. Da Bürgermeister 
Helmut Z. bisweilen aber 

doch auch gerne liegt, 
schlaft, etc, wurden nun 

verschiedene Kategorien 
von Bänken geschaffen. 

Rechtzeitig zu Winterein-
bruch erhielten in den 

letzten Tagen zahlreiche 
Parkbänke den Vermerk 
»Auf dieser Bank darf nur 

Helmut Zilk liegen«. Wahr­
scheinlich dem behördli­

chen Übereifer einiger 
schwarzer Schafe und 

Schäfinnen in der Wiener 
Stadtverwaltung ist es zu 

verdanken,daßim 
Rahmen dieser Schwer­

punktsaktion auch ganze 
Geldinstitute - zuminde­

stens kurzfristig - für 
Helmut Zilk reserviert 

wurden. 
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.Volksaufstand in EI SaIvador 
(entnommen aus akin 32/89/a.m.); Quellen: 
anna, az, frankfurter rundschau, radio vence­
remos,el-salvador-komitee wien)) 

Am 31.10. explodierte mitten in der 
Hauptstadt eine Autobombe mit hoher 
Sprengkraft vor dem Gewerkschaftsbüro 
von FENASTRAS (Gewerkschaftsver­
band, Mitglied des Dachverbandes UNTS) 
und tötete 10 Gewerkschafter/innen, die 
eben eine Versammlung ihres Exekutiv­
ausschusses abhielten. Mehrere Personen 
wurden buchstäblich in Fetzen gerissen. 
Die Toten waren bis zur Unkenntlichkeit 
entstellt. Das bekannteste Opfer ist die Ge­
werkschaftsführerin Febe Elisabeth Velas­
quez, die so schwere Hirnverletzungen 
erlitt, daß sie im Krankenhaus daran starb. 
Sie war übrigens Mitglied der kollektiven 
Führung der UNTS, die im vergangen'en 
Jahr mit dem Bruno-Kreisky-Friedens­
preis ausgezeichnet worden war. 
. Zahlreiche Menschen, die sich in der 
Nähe des Gewerkschaftslokales befanden, 
wurden verletzt. Das zweigeschoßige 
Gebäude stürzte teilweise ein. 

Von den UNTS wird der Generalstab 
der Streitkräfte, sowie die La-Tandona­
Gruppe des Militärs, die die Todesschwa­
dronen anführen, für die Mordaktion ver­
antwortlich gemacht. 

Bereits um 2 Uhr früh desselben Tages 
war gegen den Treffpunkt der COM­
ADRES (Mütter von pOlitischen Gefange­
nen und Verschwundenen) ein Sprengkör­
per geworfen worden. Das Lokal wurde 
zerstört und vier Personen verletzt. Die Ex­
plosion war in allen Stadtteilen zu hören. 

Es war dies bereits der dritte Anschlag 
gegen die Organisation seit Beginn dieses 
Jahres.-"Der einzige Umgang mit den 
Gewerkschaften ist das Kanonenfeuer!", 
so hatte noch in der Woche vorher ein 
hoher Exponent des Generalstabs der 
Streitkräfte verkündet. 

Der Generalstab, die Faschistenpartei 
ARENA und die Gruppe Tandona sowie 
die Todesschwadronen sind die Hauptpfei­
ler des Staatsterrorismus. Guillermo 
Ungo, der Generalsekretär der sozialde­
mokratischen MNR bezeichnet das Massa­
ker als einen Akt des Staatsterrorismus 
gegen das Volk. 

Eine Attacke gegen die Tandona, 
sowie ein Angriff auf den Sitz des General­
stabs war der Ermordung der Gewerk­
schaftler vorangegangen. 

Am 2.11. hielten Tausende vor den 
Särgen der Ermordeten Totenwache. 5000 
Trauernde begleiteten die Toten zum Zen­
tralfriedhofvon EI Salvador, wo die Menge 
etwa auf das Doppelte angewachsen war. 
Delegationen aus der USA, Mexiko, Nor­
wegen und Kanada nahmen solidarisch teil. 
Ein Protestmarsch zog vom völlig zerstör­
ten Gewerkschaftshaus zur Kathedrale. 

Aus der Karserne der Kriegsmarine 
wurden zwei Tr!!nengasbomben auf den 
Trauerzug geworfen. Die Polizei wollte 
den Weg zum Friedhof abriegeln, mußte 
aber zurückweichen. Eine Gewerkschafte­
rin wurde w!!hrend des Begräbniszuges 
festgenommen und in einem Fahrzeug mit 

verspiegelten Scheiben abtrailsportiert. 
Die UNTS hatte zu einem 24-stündi­

gen Generalstreik aufgerufen. Humbertö 
Centeno: "Wir Arbeiter erkl!!ren der Re­
gierung den Krieg." Gleichzeitig forderte er 
den Rücktritt des Leutnants Rene Emilio 
Ponce, des Chefs des Generalstabs als Ver­
antwortlichen für das Massaker. 

Ein Stadtkommando der FMLN at­
tackierte am selben Tag in EI Salvador eine 
Polizeistation. Radio Venceremos ruft die 
Bevölkerung zur Selbstverteidigung auf, 
"denn der Anschlag legitimiert den bewaff­
neten Kampf." 

Die l.Infanteriebrigade ist auf die Be­
k!!mpfung der zivilen Sympathisanten der 
Befreiungsbewegung spezialisiert; deren 
Kommandant Elene Fuenters meint, 
interne Auseinandersetzungen in der 
FMLN wären an dem Blutbad schuld. 

Am 5.11 meldet Radio Venceremos, 
die FMLN habe 26 Regierungssoldaten 
getötet oder verwundet. Gleichzeitig wird 
angekündigt, daß sich eine Delegation der 
Guerilla mit Vertretern der UNO und der 
OAS in Washington treffen wolle. 

Am 11.November greifen Stadtkom­
mimdos der FMLN die Hauptkaserne der 
Nationalgarde an, wobei 26 Nationalgardi­
nisten verletzt werden, darunter ein Major. 
Weiters werden andere militärische Ziele, 
die mit der Ermordung der Gewerkschaf­
terInnen in Verbindung gebracht werden, 

ebenfalls unter Beschuß genommen: die 
Kaserne der l.Infanteriebrigade, die Na­
tional- und die Finanzpolizei. Polizeisatio­
nen im Norden und im Süden der Stadt 
werden angegriffen, in mehreren Stadttei­
len werden Barrikaden errichtet. In der 
Nähe des Regierungssitzes finden Kampfe 

statt, Kommandoeinheiten greifen die 
Häuser des Staatspr!!sidenten und des Pr!!­
sidenten der Nationalversammlung an. 
Andere Kommandoeinheiten beginnen, 
die Truppen und Patrouillen, die seit 
Monaten einen Milit!!rgürtel um die Natio­
nale Universit!!t aufrechterhalten, einzu­
keilen. 

Obwohl die Hauptstadt seit Wochen 
durchmilitarisiert ist, gelingt es den Stadt­
kommandos in großer Zahl nach San Sal­
vador einzudringen und ihre Angriffe 
durchzuführen. 

35 verletzte Guerilleros befinden sich 
in einer Kirche in San Salvador und fordern 
in Übereinstimmung mit den Genfer Ab­
kommen und den bilateralen Vereinba­
rungen zwischen FMLN und der Regie­
rung aus dem Jahre 1986 im Ausland me­
dizinische Versorgung zu erhalten. 

An den Kampfen nicht beteiligte Zivi­
listInnen, sowie JournalistInnen werden 
von den Soldaten beschossen. 

11./12.11.: 
Am Samstag, dem 11.11. um 20 Uhr 

begann die FMLN ihre seit Kriegsbeginn 
größte Offensive. Die erste Angriffswelle 
richtet sich gegen 20 überwiegend militäri­
sche Ziele in der Hauptstadt. In einem 
Viertelwerden Barrikaden aus abgefackel­
ten Autos errichtet. 

Die Guerilleros haben ihre Stellung auf 
Gebäuden und an hohen Punkten der 
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Stadt bezogen. Die Stadt kommandos 
haben Mittlerweile an minderstens 50 
Punkten ser Stadt ihre Angriffe gestartet. 
Von der FMLN werden schwer verteidigte 
Positionen des Heeres unter anderem in EI 
Para iso, Chalatenango angegriffen. Die 
FMLN kontrolliert bereits große Teile der 
Hauptverbindungsstraßen im Land. Die 
aufständischen Radios rufen die Soldaten 
auf, das Heer zu verlassen und auf der 
Seite des Volkes zu kämpfen. 

An mehreren Überlandstraßen kann 
die Guerilla die Entsendung von Versor­
gungstruppen verhindern. In einigen 
Stadtteilen werden die Rathäuser einge­
nommen, der Regierungsarmee werden 
mehr als 400 Tote und Verwundete zuge-
fügt. . 

Die Hubschrauber werden losgejagt, 
die mangels erkennbarer Ziele ihre Ma­
schinengewehre und Raketen wahllos über 
dichtbevölkertem Gebiet abfeuern. Die 
Stadtkommandos der FMLN tragen keine 
Uniformen und können daher besonders 
leicht untertauchen. 

Die salvadorianische Luftwaffe hat be­
gonnen,. dicht bevölkerte Stadtteile zu 
bombardieren! Die Regierung hat den 
Ausnahmezustand und das Kriegsrecht 
ausgerufen. 

Ein Dutzend Panzerfahrzeuge, drei 
Dutzend Hubschrauber und ein Flugzeug 
wurden zerstört, zwei Hubschrauber abge­
schossen und große Mengen an Waffen er­
beutet. 

Im ganzen Land gibt es keine elektri­
sche Versorgung mehr, die Wasserversor­
gung wird schön langsam problematisch. 7 
Regierungshubschrauber sind bereits zer­
stört, die wichtigsten Kasernen werden be­
drängt. 

Am Nordrand der Hauptstadt wurde 
eine Art "befreites Gebiet" geschaffen, von 
dem aus die Guerilla die Aktionen koordi­
niert. 

Über radio venceremos wird ein totaler 
Transportboykott verhängt. Zusätzlich 
werden die Tankstellen angewiesen, zu 
schließen und den Verkauf von Treibstoff 
einzustellen. Die ElektrizitätsarbeiterIn­
nen werden davor gewarnt, gesprengte 
Stromleitungen wieder' instandzusetzen, 
da der Umkreis der umgestürzten Strom­
masten vermint ist. "Raus mit den Faschi­
sten! Es lebe Febe Elisabeth!" - Anders 
als 1981 spricht die FMLN nicht von einer 
Endoffensive, sonderQ läßt permanent die 
Option auf Verhandlungen offen. 

Im Norden der Hauptstadt konnten 
durch Angriffe auf sämtliche Militär- und 
POlizeiposten dieses Teils der Stadt große 
Mengen von Waffen erobert werden. 

13.11.: 
Das Elite-Bataillon Atlacatl, bekannt 

als schnelle Einsatztruppe, ist eingekesselt. 
Im ganzen Land werden radio venceremos 
und radio Farabundo Marti gehört, da alle 
sonstigen Sender durch die Regierung aus­
nahmslos gleichgeschaltet wurden: und 

Volksaufstand in EI Salvador 

nichts als beschwichtigende Desinforma­
tionen bringen. Seit dem 13.November 
kommen nordamerikanische Kampfpilo­
ten aus Honduras in der Luftwaffenbasis 
Ilopango an. Sämtliche nächtlichen Bom­
benflüge werden von den nordamerikani­
schen Piloten durchgeführt. Hauptopfer 
ist die Zivilbevölkerung. 

14.11.: 
DAS US-AMERIKANISCHE RE­

PRÄSENTANTENHAUS BILLIGTEI­
NE WEITERE MILITÄRHILFE FÜR 
DIE FASCHISTISCHE REGIERUNG 
I~ HÖHE VON 85 MILLIONEN 
DOLLAR. 

15.11.: 
Drei Nächte rund zwei Tage nach dem 

Beginn ihrer bisher größten Offensive hat 
die FMLN zum totalen Volksaufstand auf­
gerufen. Die Regierungstruppen konnten 
keine entscheidenden Positionen zurück­
erobern. Die Universität von San Salvador 
wird bombardiert und zerstört. 

Die Sowjetunion richtet an alle Länder 
und zusätzlich an die OAS (Organisation 
Amerkanischer Staaten) einen Aufruf, 
einen Ausweg im Dialog zu suchen. 

Die Stadtkommandos der FM LN 
dringen von zwei Seiten in das Zentrum der 
Stadt vor. Die Kaserne EI Zapote, in der 
sich die wiChtigste Senderanlage der 
Armee befindet, ist unter Beschuß. 

15.11.: 
Der Innenminister und Faschist 

Merino hat die Bitte des Roten Kreuzes 
und der Kirche abgewiesen, die Bomnar­
dierungen einzustellen, damit die Verletz­
ten geborgen werden können. 

Zahlreiche Desertionen finden bereits 
statt: darunter ist eine Fallschirmspringer­
gruppe, sind Schüler der Nationalgarde, 
Soldaten der 1. und 6. Brigade. 

16.11.: 
Zahlreiche Angehörige der Zentral­

amerikanischen Universität wurden am 
Morgen umgebracht, zum Großteil Jesui­
tenpriester: der Rektor, der Vizirektor, ein 
Soziologe, der Rektor der Zentralamerka­
nischen Universität von Nicaragua, eine 
Frauenforscherin und deren Mann, der Se­
kretär für Internationale Beziehungen der 
Universität San Salvador, eine Köchin und 
deren Tochter. 

Die Todesschwadronen hatten schon 
vorqer mit Mord gedroht. Das Wohnhaus 
der Padres wurde von 30 Killern in 
Uniform gestürmt und mit Gewehrsalven 
durchsiebt. Drei Personen wurden in den 
Innenhof verschleppt, wo sie gezielte To­
desschüsse erhielten, die ihre Köpfe bis zur 
Unkenntlichkeit entstellten. Der Rektor 
der Zentralamerikanischen Universität 
hatte über die nationale Radiokette der 
Streitkräfte öffentliche Morddrohungen er­
halten! 

Am 16. wurden weiterhin 12 ausländi­
sche Mitarbeiter der Lutheranischen 
Kirche in EI Salvador von der Polizei v~r­
haftet, darunter sind 6 Bundesdeutsche. 
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Inzwischen sind sie wieder, nachdem sie 
verhört wurden, freigelassen worden. Aber 
man befürchtet, daß dies nur der Auftakt 
zu einem Massaker an den MitarbeiterInn­
enn der Kirchen in EI Salvador sein dürfte. 

Die Lutheranische Kirche ist bereits 
öfters Opfer von Bombenanschlägen der 
Todesschwadronen gewesen. 

Bischof Gomez steht auf der Liste der 
Todesschwadronen zusammen mit dem 
ermordeten Rektor der Zentralamerkani­
sehen Universität, Ellacuria. 

Gomez hat in der BRD-Botschaft 
Schutz gesucht; es ist anzunehmen, daß die 
faschistische Regierung, die gesamte poli­
tische und kirchliche Opposition mit allen 
Mitteln vernichten will, so das Kommuni­
que von radio venceremos. 

Die Bombardierung von San Salvador 
löst Flüchtlingsströme aus. 

17.11.: 
Ponce, Mitglied des Oberbefehls der 

Streitkräfte behauptet, sie hätte die Haupt­
stadt nicht bombardiert. Und nachdem 
Filme und Photos von dieser Bombardie­
rungen veröffentlicht wurden, behauptet 
er weiter, die FMLN sei es gewesen. 

Nacht vom 18. zum 19.: Die Kämpfe 
finden nun in allen Städten des Landes 
statt. Aus dem Arbeiterinnenbezirk 
Zacamil in EI Savador hat sich die FMLN 
zurückgezogen, in der Hoffnung, die Bom­
bardierungen dieses Bezirks würden auf­
hören. Die Antwort der ARENA-Regie­
rung: Intensivierung der Bombardements 
und Einsatz von Brandbomben gegen die 
Zivilbevölkerung. Die anderen Stellungen 
in der Stadt werden weiterhin gehalten. 

Guillermo Ungo und Hector Oqueli 
von der MNR suchten in der Botschaft von 
Venezuela Zuflucht, Mitglieder der UNTS 
in der Botschaft von Mexiko. Die Führer 
der Parteien der Demokratischen Konver­
genz befinden sich in den Botschaften von 
Venezuela und Mexiko. 

Außenminister Baker beschuldigt die 
UdSSR und Nicaragua der Einmischung. 
Er bezeichnet die Situation in Zentralame­
rika als größtes Problem in den Beziehun­
gen zwischen USA und UdSSR. Truppen 
der USA in Honduras befinden sich im Ar­
larmzustand, die US-Kriegsmarine hat 
Kriegsschiffe in Richtung salvadorianische 
Küste in Bewegung gesetzt. 

Zusammenfassung: In 8 der 14 Provin­
zen wurden Orte und Städte zu befreiten 
Gebieten erklärt. Etliche dicht besiedelte 
Stadtviertel von Salvador sowie andere 
Städte wurden bombardiert, weiters der 
Campus der nationalen Universität, ein 
Slumviertel, die Zone um das Gefängnis 
Mariona, die Straße nach Chalatenago, die 
Straße zum Flughafen; Wohnviertel in den 
Städten San Miguel und San Vicente. Die 
Armee leugnet den Einsatz von schweren 
Waffen und spricht von "Munition kleinen 
Kalibers", sowie von einer ''vorsichtigen 
Vorgangsweisegegen dieschutzbedürftige 
Zivilbevölkerung". Die Zahl der Toten 

-
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wurde am 16.11. auf über 600 geschätzt, 
die der Verletzten auf über 1000. 

20.11.: 
Die Regierung hat den Vatikan aufge­

fordert, einige Bischöfe aus dem Land ab­
zuberufen, "um zu vermeiden, daß sie das 
gleiche Schicksal erleiden" wie die ermor­
deten Jesuiten. Generalstaatsanwalt Mau­
ricio Colorado warnte in einem an den 
Papst gerichteten Schreiben, "große Teile 
der Öffentlichkeit" seien der Meinung, daß 
diese Bischöfe die Schuld an den blutigen 
Kämpfen in EI Salvador trügen. Er nennt 
keine Namen, sondern spricht nur von 
''Vertretern der Volkskirehe". 

Erzbischof Arturo Rivera y Damas 
macbt das Militär für das Massaker an den 
Jesuiten verantwortlich. Der staatliche 
Rundfunk bezeichnet den Erzbischof 
sowie Weihbischof Gregorio Rosa Chavez 
als "Kommunisten"; weitere Morde wurden 
mit Lautsprechern vor dem erzbischöjZi-
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chen Palais und aus Kasernen angedroht. 
Die FMLN schießt über der drittgröß­

ten Stadt des Landes, San Miguel, ein 
Kampfflugzeug der Luftwaffe ab, als es 
Wohnviertel bombardiert. Laut Augen­
zeugen wurden hierbei Phosphorbomben 
verwendet. 

Insgesamt sind 1000 Menschen ums 
Leben gekommen, 40.000 haben in Notun­
terkünften der Kirche und des Roten 
Kreuzes Zuflucht gefunden. Ein britischer 
Journalist starb am vergangenen Freitag, 
als er die Kämpfe im Stadtviertel Mejica­
nos beobachtete. 

Letzten Meldungen zu Folge hat sich 
die FMLN - um Kräfte zu sammeln -
aus San Salvador in ein Gebiet etwa 12 km 
nördlich der Stadt zurückgezogen. Chala­
tenango wird schwer bombardiert, ebenso 
Morazan und San Miguel, und zwar mit 
500-Pfund-Bomben. 
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Aufruf des Solidaritätskomitees f"tir 
EI Salvador 

(Schegargasse 5/10, 1190 Wien) 
Liebe Freunde! 
Die Ereignisse in EI Salvador erfordern 

rasches Handeln. Auch wenn jetzt über Waf­
fenstillstand verhandelt wird und der 
FMLN sich aus der Stadt zurückgewgen 
hat, sind unsere Soldarität und internatio­
naler Druck weiter notwendig, um den Weg 
zu ernsthaften Verhandlungen frei zu 
machen. Außerdem, die Todesschwadro­
nen haben sich noch nicht zurückgewgen. 
Das Leben von Mitgliedein der Volksorga­
nisationen und Kirchen ist weiter in Gefahr! 

Bitte, im Interesse des Volks von EI Sal­
vador handelt rasch! 

Verbreitet den Aufrauf, organisiert eine 
Mahnwache, schickt Telex und Proteste. 

Wir brauchen auch finanzielle Unter­
stützung! Politische Arbeit kostet Geld! Klo. 
PSK 1321.762 (Stichwörter: Bombenopfer, . 
FMLN oder Komiteearbeit). 

''Wir vertrauen in die Kraft unseres Volkes!" 
Auszüge aus einer Pressekonferenz mit Ricardo Rivera (Sprecher der FMLN in 

Bonn) am 24.11.89 in Wien. 

(Die Aussagen Riveras wurden von uns teil­
weise verständlicher ausformuliert, das von 
ihm gesagte wurde aber in keiner Form in­
haltlich verändert; TATblatt-Wien.) 

... wir haben die Bereitschaft mit politi­
schen Mitteln weiterzukämpfen, der Kon­
flikt wurde jedoch durch die Cristiani-Re­
gierung verschärft, sie führten den Dialog 
nicht ernsthaft, und schließlich wurden 
zwei Bomben gelegt; bei einem humanitä­
ren Zentrum (1 Toter) und bei einem Ge­
werkschaftsbüro (10 Tote und 44 Verletz­
te) ... 

... schon 48 Stunden nach Beginn der 
Offensive kam es zu Bombardements der 
Regierung auf dicht besiedeltes Gebiet, 
deshalb gab es am 14.November von der 
FMLN den Aufruf zum VOlksaufstand; 
unsere Offensive kann Verhandlungen er­
zwingen ... 

.. :Die Faschisten im Oberkommando 
der Armee, und die Faschisten in Cristianis 
Regierung sollen weg. Wir wollen Ver­
handlungen mit der Regierung führen, um 
den Aufbau· einer echten Demokratie zu 
erreichen. Wir können uns ein pluralisti­
sches politisches System vorstellen, von den 
Christdemokraten bis zur FMLN ... 

Durch unsere Offensive, auch in San 
Salvador, versuchen wir die Bevölkerung 
zu mobilisieren, wollen wir gemeinsam mit 
den Menschen aus den Armenvierteln 
kämpfen. Durch die Bombardierungen 
verfolgt die Regierung eine Politik der ver­
brannten Erde, das ist politischer Selbst-

mord .... sie führen einen Krieg gegen das 
eigene Volk ... 

... bei den Kämpfen um das Sheraton­
Hotel, drohte US-Präsident Bush mit einer 
direkten Intervention - zur Verteidigung 
seiner Mitbürger ... .im vierten Stock des 
Hotels waren Bewaffnete aus den USA, 
Israel, Venezuela und der BRD (Im West­
berliner Radiosender "Radio 100", war 
davon die Rede, daß sich Mitglieder der 
bundesdeutschen "Anti" -Terror-Einheit 
GSG 9 im Hotel befanden, von offiziellen 
Stellen in der BRD, wurde dieser Vorwurf 
weder bestätigt, 'noch dementiert; 
d.Red.) ... 

... die Waffen bekommt die FMLN zu 
einem geringen Teil im Kampf gegen die 
Armee, durch die Contras die alles verkau­
fen, von den Schuhen bis zum Gewehr, und 
durch die Armee EI Salvadors. Einige hohe 

. Offiziere die direkt Geld bekommen, ver­
kaufen die Waffen dann weiter .... wenn die 
USA Waffen mit neuen Technologien 
liefern, sind sie 3-4 Wochen später auch in 
den Händen der Guerilla ... 

... Die Armee soll von 55.000 auf 12.000 
Mann reduziert werden, das ist der stand 
von 1980 .... die Armee soll sich selbst 
säubern, die Offiziere wissen selbst genau 
wer die Mörder und Faschisten in der 
Armee sind ... 

... wir sind nicht Bolivien und nicht Ar­
gentinien, wir wollen ohne Waffen leben, 
aber wir brauchen welche; wir können und 
werden nicht vergessen, was passierte ... 

. ... unter der Oligarchie ist keine reale 
Entwicklung möglich, wir brauchen eine 
Agrarreform, eine Reform des Bildungs­
wesens und des Gesundheitssystems ... 

... trotz Krieg ist die häufigste Todesur­
sache die Kindersterblichkeit, sie beträgt 
rund 50 Prozent...das ist das Drama in EI 
Salvador ... 

... wir können eine Demokratie nach 
westlichem Muster einführen, sie ist keine 
Gefahr für uns, wir würden vielleicht 70, 
60, oder sogar 80 Prozent der Stimmen be­
kommen .... aber nichts, es stehen die 
Panzer gegen uns ... 

... wir sind noch nicht an der Macht, 
aber wir versuchen schon einige Schritte 
dazu zu machen ... die Basisdemokratie und 
die Alphabetisierung in den befreiten Ge­
bieten ... 

. .. ein komplizierter Krieg, der gegen 
uns geführt wird, ein komplizierter Plan 
der USA - sie haben aus Vietnam gelernt -
ist total gescheitert ... 

... mit oder ohne Verhandlungen; wir 
werden uriser Ziel erreichen ... 

. .. wir wollen für unsere Kinder eine 
andere Zukunft, als unser eigenes Leben. 
Wir sind sicher, das ist kein unerreichbares 
.ziel...das ist unsere Art von Fanatismus ... 

... unsere Offensive geht ganz sicher 
weiter, geht in eine offensivere Phase ... 

(Freiheit für EI Salvador!!!!!!!!!; 
d.Red.) 
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»Wir passen uns der nenen Realität an« 
Gespräch mit J oaqin Villalobos, Verhandlungsleiter der FLMN -Delegation 

(APIA/Ralf Leonhard, 20.10.89) 
F: Der Vorschlag den die FMLN in 

Mexiko vorgelegt und hier in Costa Rica prä­
zisiert hat, geht nicht über die Erklärung der 
reformistischen Offiziere nach dem Putsch 
vor :zehn Jahren hinaus. Haben sich diese 
zehn Jahre Krieg gelohnt? 

JV: Vor kurzem haben wir die Prokla­
mation der Armee vom 15. Oktober 1979 
durchgesehen: die ist tatsächlich radikaler 
als unser Programm. Das Problem liegt 
darin, daß von den großen Vorhaben viele 
nie in Angriff genommen wurden: die.Säu­
berung der Streitkräfte, die Schaffung 
eines unparteiischen J ustizsystems, ja nicht 
einmal die Agrarreform. Zwischen den 
Gruppen, die diese programmatischen 
Punkte auch durchsetzen wollten, und 
jenen die sich dagegen sträubten, ist dieser 
~eglosgebrochen. 

Jetzt herrscht eine neue Realität und 
wir brauchen eine neue Plattform, um eine 
Mehrheit der Gesellschaft zusammenzu­
bringen. Unser Vorschlag orientiert sich an 
den realen Möglichkeiten für eine Verän~ 
derung zum gegenwärtigen Zeitpunkt. 
Wenn wir zum Beispiel Prozesse gegen Of­
fiziere fordern, tragen wir nur zur Einheit 
der Streitkräfte bei. Wir hatten anfangs 
einen Plan, wo von Prozessen die Rede 
war. Aber die von US-Beratern entworfe-

bezahHe Anzeige: 

ne Strategie der verbrannten Erde hat hun­
derte Offiziere in verbrecherische Aktio­
nen verwickelt. Dieser Vorschlag hat zum 
festeren Zusammenhalt der Armee 
geführt, da alle sich Sorgen machen 
mußten. 

F: Selbst die Forderung nach einer 
Selbstreinigungwird doch auch jene Offizie­
re verunsichern, die vielleicht gar nicht be­
troffen sind, weil ein Präzedenzfall geschaf­
fen wird. Für viele Offiziere ist außerdem der 
Krieg ein Geschäft. Wie könnt ihr unter 
diesen Umständen erwarten, daß dieAnnee 
nachgibt? 

JV: Die Säuberung ist ein Prozeß, den 
sich die Armee im Laufe d,~r Geschichte 
schon mehrmals selbst verordnet hat. Des­
wegen haben wir diese Forderung aufge­
nommen. Es geht um konkrete Interessen 
innerhalb der Streitkräfte, die mit den In­
teressen der sogenannten Tandona zu tun 
haben, jenem 35. Jahrgang der Militäraka­
demie, der allen anderen die Aufstiegs­
möglichkeiten versperrt. Es gibt eine wach­
sende Anzahl von jüngeren Obersten, die 
nicht zum Zug kommen. Bald wird es nicht 
ungewöhnlich sein, daß ein Oberst eine 
Kompanie kommandiert. (Statt einem 
Hauptmann oder Leutnant, Anm.) 

Es ist doch auffällig, daß es auf unsere 
Forderung keine hysterische Reaktion 

gegeben hat. Es wäre 
doch logisch gewesen, 
daß Oberst Vargas, der 
selbst betroffen wäre, 
gegen den Vorschlag ge­
wettert hätte. Er hat es 
nicht getan, weil er weiß, 
daß die jüngeren Jahr­
gänge finden, daß die 
Tandona ihnen die Kar­
riere blockiert. Das öffnet 
Möglichkeiten für eine 
Verhandlung. 

Ein Gutteil der mitt­
leren Offiziere will sich 
nicht an Grausamkeiten 
beteiligen. Viele haben 
heute eine professionelle 
Einstellunb und daraus 
ergeben sich Meinungs­
verschiedenheiten inner­
halb der Streitkräfte. 

F: Eure Wünsche zur 
Wirtschaftspolitik sind 
auch äußerst bescheiden. 

JV: Wir schlagen 
keine neuen Reformen 
vor, weil das zu schwierig 
durchzusetzen wäre. 
I)eshalb haben wir den 
Wirtschaftsplan auf zwei 
Punkte reduziert: Wir 
verlangen, daß den Cam­
pesinos ihr Land nicht 

mehr weggenommen wird; und jenen 
denen es schon weggenommen worden ist, 
wieder zurückgegeben wird. Zweitens soll 
ARENA statt eines Wirtschaftspro­
gramms, das ausschließlich den Interessen 
der Oligarchie dient, wenigstens eine 
Politik der Sozialpartnerschaft verfolgen, 
damit die soziale Spannung etwas abge­
baut wird. Sie verlangen von uns in ihrem 
Waffenstillstandsvorschlag, daß wir für die 
Regierung Polizei spielen und soziale 
Kämpfe verhindern, während sie die Pro­
bleme schaffen. 

Der andere wichtige Punkt ist die Form 
des Justizsystems. Da war sogar die 
Reagan-Regierung unserer Ansicht, daß 
es mit dem J ustizapparat nicht so weiterge­
henkann. 

F.: Hättet ihr nicht mehr erreichen 
können, wenn ihr Duarte vor zwei Jahren· 
den heutigen Plan angeboten hättet? 

JV: Duarte hat nicht die Macht reprä­
sentiert. Wir meinen der beste Platz für die 
Christdemokraten ist die Opposition. 
Duarte ließ sich auf einen Pakt mit der 
Armee ein, der ihn viel Substanz gekostet 
hat. Er wurde tief in die Korruption ver­
wickelt und zum Schluß zerbrach die 
Partei. Wir hielten es für schwierig, mit 
jemandem zu verhandeln, der keine wirkli -
che Macht hat. 

F: Repräsentiert denn Christiani die 
Annee? 

JV: Christianirepräsentiert wirkliche 
Macht und regiert in einer neuen histori­
schen Situation. Ob er und die Machtgrup­
pe, die er repräsentiert, wollen oder nicht, 
sie .werden früher oder später verhandeln 
müssen. 

F: Wze hat sich denn die Regierungsde­
legation in den Gesprächen verh,alten? 

JV: Die Armee besteht auf einem 
Dialog ohne Verhandlungen. Sie will 
unsere Demobilisierung und dann erst die 
Diskussion beginnen. Oberst Vargas hat 
gegenüber der Presse gesagt, daß sich die 
FMLN zuerst in eine rein politiSChe Kraft 
verwandeln muß, bevor ihr Vorschlag dis­
kutiert werden kann. In EI Salvador wagt 
es keiner/e, zu den Generälen und Obri­
sten so zu reden, wie wir es tun. Man 'muß 
also bewaffnet sein, um mit ihnen reden zu 
können. . 

Die Delegationsmitglieder hörten uns 
zumindest zu. Das Problem ist, daß sie 
keine Entscheidungskompetenz haben. 
Wenn wir Druck gemacht hätten, dann 
hätte es vielleicht ein Abkommen gegeben. 
Aber dann hätten die Herren vielleicht in 
Costa Rica bleiben müssen. 

F: Nach welcher Strategie geht die Re­
gierung in diesen Gesprächen vor? 

JV: Sie haben auf Dialog ohne Ver­
handlungen gesetzt und dabei gehofft, daß 
wir immer schwächer werden. Sie glaubten, 
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daß wir unter internationalem Druck Kon­
zessionen machen müßten und sie nicht. 
Aber der Druck betrifft uns alle. Und das 
Umfeld der sozialen Polarisierung macht 
es der Regierung immer schwieriger. 

F: Aber die internationale Konstellation 
nützt eher ~r Regierung. 

JV: Ich glaube nicht. Sie wird verhan­
deln müssen. Das hat sich gestern vor all 
den internationalen Zeugen und Beobach­
tern gezeigt. Wir wollten über Politik reden 
und die Regierungsleute haben sich strikt 
geweigert.Es hat Momente gegeben, da 
sahen wir uns nur mehr stumm in die 
Augen, denn mit dieser Delegation kann 
man nichts aushandeln. 

F: Worüber ist dann fast drei Tage lang 
gesprochen worden'! 

JV: Am ersten Tag haben-:wir nach 11 
Uhr angefangen. Die erste Etappe war mit 
der Vorstellung der jeweiligen Plänen aus­
gefüllt. Am Nachmittag begann die Dis­
kussion um die Tagesordnung. Wir 
wollten, daß unser Vorschlag zuerst disku­
tiert würde, weil die Regierung schließlich 
vier Wochen Zeit gehabt hatte, sich dazu 
eine Meinung zu bilden, während für ups 
der Regierungsplan neu war. Am nächsten 
Tag nahmen wir zu ihrem Vorschlag Stei­
lung und kritisierten ihr Konzept von Ein-

, stellung der Feindseligkeiten ohne vorheri­
ge politische Abkommen. 

Als sie sich darüber beklagten, daß wir 
zuviel Papier produziert hätten, das sie stu­
dieren müssen, brachten wir das Beispiel 
von Daniel Ortega, der im August in einer 
einzigen Sitzung von 25 Stunden mit der 
Opposition eine Unmenge von hochpoliti­
schen Punkten diskutiert hatte. Wir schlu­
gen also vor, daß die Sitzung verlängert 
werde, bis ein Ergebnis zustande käme. 
Daraufwollten sie bereits eine Redaktions­
kommission für das Schlußdokument ein­
setzen und die Gespräche abbrechen. Wir 
hatten aber bis dahin noch nichts Inhaltli­
ches diskutiert. Wir beklagten uns, daß wir 
über Agenturmeldungen und andere öf­
fentliche Kanäle mehr über die Position 
der Regierung zu unserem Vorschlag er­
fahren hatten, als von der Delegation 
selbst. 

F: Wäre es nicht besser, d'Aubuisson 
hier am Verhandlungstisch zu haben? 

JV: Er repräsentiert die verbohrtesten 
Großgrundbesitzer. D'Aubuisson und 
Christiani sind zwei Seiten der selben 
Medaile. Christiani braucht die Partei und 
die !>artei ist d' Aubuisson. Die Partei basis 
setze sich aus den Kleinbürgern und den 
Großgrundbesitzern zusammen. Und die 
werden von d'Aubuisson kontrolliert. 
D' Au buisson weiß andererseits, <;laß er den 
Platz Christianis nicht einnehmen kann, 
weil die USA und die internationale Ge­
meinschaft das nicht akzeptieren würden. 
Außerdem hat er auch im Lande, außer­
halb seiner sozialen Basis nicht das beste 
Image. Die beiden brauchen einander. 

F' Wie stellt sich die FMLN die zulai.nf­
tige Armee vor? 

JV: Die Möglichkeit, daß die USA 

EI Salvador / DDR 

direkt interveniert, wird immer geringer. 
Das hat man zuerst in Panama gesehen: 
Noriega war gefangen, und sie sind nicht 
eingeschritten. Das bedeutet, daß sich die 
Möglichkeit verbessert, einen revolutionä­
ren Wechsel politisch zu verteidigen. Unter 
diesen Bedingungen brauchen wir keine 
Armee. Mit einer großen Armee würden 
wir den USA nur Vorwände liefern, um 
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ihre Sicherheit zu fürchten. Außerdem wer 
soll das bezahlen? Selbst im Falle eines re­
volutionären Sieges denken wir, daß wir 
keine große Armee haben werden. Wir 
wollen nicht einmal die sandinistischen 
Verteidigungskomitees kopieren: das 
würde uns auch nur Schwierigkeiten 
bringen. 

DDR: 

» ••• Sozialismus der Demokratie 
und Freiheit anstreben.« 

(Pressemitteilung der "Initiative für eine Ver­
einigte Linke") 

Seit Anfang September 1989 gibt es in 
der DDR den Versuch, unabhänige Linke 
und SozialistInnen innerhalb und außer­
halb der SED, MarxistInnen und linke 
ChristInnen, in oppositionellen Gruppen 
und in zugelassenen Parteien oder anderen 
Organisationen arbeitende Linke zusam­
menzuführen, um für Sozialismus in der 
DDRpolitisch aktiv zu werden. 

Wir müssen feststellen, daß immer 
mehr Menschen durch die Diskreditierung 
der sozialistischen Perspektive mit so ver­
logenen Phrasen wie der einer "entwickel­
ten sozialistischen Gesellschaft" angesichts 
der krisen geschüttelten DDR sich von 
dieser Perspektive abzuwenden begannen. 

Wir erklären, daß eine sozialistiche 
Zukunft für die DDR durch nichts anderes 
in Gefahr gebracht wurde und wird, als 
durch die dem Volk von einer kleinen Füh­
rungsschicht der SED mittels ihres riesigen 
Apparats aufgezwungene Politik. Von der 
führenden Rolle der SED in unserer Ge­
sellschaft ist nur noch der Artikel 1 der 
Verfassung übrig geblieben. Wir können 
und wollen nicht warten, bis der Kampf 
zwischen großen Teilen der Partei basis und 
dem Apparat entschieden ist. Hier fühlen 
wir uns mit jenen Kräften in der SED ver­
bunden, die, wie wir einen Sozialismus der 
Demokratie und Freiheit an:;treben. 

Die sozialistische Perspektive auch für 
die DDR kann nur konkret verwirklicht 
werden. Diese unsere Gesellschaft muß 
freier, sozialer, wirtschaftlich insgesamt ef­
fIzienter und ökologischer werden, als jene 
real existierende kapitalistische Gesell­
schaft, der heute noch hunderttausende 
DDR-Bürgerlnnen den Vorzug geben. 

Wir sind uns darin einig, daß eine Ge­
sellschaft der sozialistischen Demokratie 
und Freiheit nicht nur eine echte Alterna­
tive zum politischen System in Gestalt des 
"real existierenden Sozialismus" wäre, 
sondern auch zur Kapitalistische Gesell­
schaft. Dies ,bedeutet politiSChen ~mpf 
gegen die SachwalterInrien beider Herr­
schaftssysteme. 

In diesem Sinne haben seit Anfang 
Oktober in Berlin Linke verschiedener so­
zialistischer Tendenz damit begonnen, 

Wege für ein Zusammengehen auf der 
Grundlage 
- des gesellschaftlichen Eigentums an 
den Produktionsmitteln als die vorherr­
schende und 'perspektivische Grundlage 
sozialistischer Vergesellschaftung; 
- des Ausbaus der Selbstbestimmung 
der Produzentlnnen in Verwirklichung 
realer Vergesellschaftung der gesamten 
Ökonomischen Tätigkeit; 
- der konsequenten Verwirklichung des 
Prinzips der sozialen Sicherheit und Ge­
rechtigkeit für alle Gesellschaftsmitglie­
der; 
- der politischen Demokratie, Rechts­
staatlichkeit, konsequente Verwirkli­
chung der ungeteilten Menschenrechte 
und freien Entfaltung der Individualität 
jedes GeSellschaftsmitgliedes und 
- des ökologischen Umbaus der Indu­
striegesellschaft 

zu suchen. 
Das Projekt einer "Vereinigten 

Linken" strebt den inhaltlichen Konsens in 
grundsätzlichen politischen Fragen, die 
konzeptionelle Ausarbeitung von ersten' 
Schritten der sozialistischen Umgestal­
tung, die gleichberechtigte Diskussion aller 
sozialistischen Tendenzen, und die ge­
meinsame politische Arbeit in der Beteili­
gung im Streit um die Zukunft unseres 
Landes an. Wir sind uns einig, daß beson­
dere Bedeutung für die Perspektive 
unseres Landes dem Handeln der Werktä­
tigen, insbeündere jetzt dem der Arbeite­
rInnen in den Betrieben zukommt. Hier 
wird es darum gehen, wie schnell über die 
Wiederherstellung gewerkschaftlicher In­
teressensvertretung und demokratischer 
Mitbestimmung hinausgegangen und be­
triebliche Selbstverwaltung mit Arbeite­
rInnenräten sowie wirkliche Vergesell­
schaftung über territoriale Räte und 
darüber hinaus vorangetrieben wird. 

Wir sind uns einig, daß einem mögli­
chen organisatorischen Zusammenschluß 
der Linken der inhaltliche Prozeß von Kon­
sensbildung und konzeptionellen Streit 
aller sozialistischen Tendenzen Vorauszu- -> 

gehen hat. Die Situation in unserem Land 
erlaubt kein Zögern. 
Initiative für eine Vereinigte Linke. Berlin, 
10.1-1.1989 



TAThlatt minus 80 BRD Seite 15 

BRD: 

Neues Ausländergesetz? 
(arbeiterkampf; TATblatt-Wien) 

Wieder einmal soll in der BRD ein 
neues (Ausländer-)Gesetz verabschiedet 
werden, das ein "weltoffene und liberale 
Ausländerpolitik" realisieren soll. 

Sieben verschiedene Aufenthaltstitel1 

sollen einen "Zugewinn an Klarheit" 
(Entwurf) ermöglichen. Fristen wie zB. für 
die Aufenthaltsberechtigung wurden von 
fünf auf acht Jahre ausgedehnt. Der gel­
tende Anwerbestopp für Arbeitsimmi­
grantInnen wird ausdrücklich festgeschrie­
ben; für die als Arbl;!itnehmer interessan­
teste Gruppe von 16 bis 21 Jahren halt der 
Entwurf eine "erleichterte Einbürgerung" 
und eine "Wiederkehraption" unter be­
stimmten Bedingul1gen bereit. Der mögli­
cherweise zu deckende Arbeitkräftebedarf 
der 90er Jahre wird über befristete Aufent­
haltegedeckt, ein sich verfestigender Auf­
enthalt ausgeschlossen (die "Schweizer Ro­
tation", eines der Hauptanliegen im Pro­
gramm der "Republikaner"). 

Im Gegensatz ztI Artikel 16,2 Grund­
gesetz2 soll es "kein materielles Zufluchts-

recht in das Bundesgebiet" mehr geben. 
Und auch sonst warten auf Flüchtlinge 
einige Härten: Für alle Ausländer Innen gilt 
grundsätzlich die Sichtvermerkspflicht, sie 
können vom Bunde!>grenzschutz erken­
nungsdienstlich behandelt werden und 
ohne weiteres an der Grenze zurückgewie­
sen werden, wenn "sonstige Gründe" die 
"Interessen der Bundesrepublik Deutsch­
land beeinträChtigen". Erteilung von Visa 
kann ohne Begründung formlos abgelehnt 
werden, ohne daß die Möglichkeit auf Wi­
derspruch besteht. Fluggesellschaften etc. 
werden für polizeiliche Aufgaben (Paß­
und Visakontrolle ) eingespannt und mit 
allfälligen Bußgeldern, belegt. 

Selbst wenn die Flüchtlinge im Land 
sind, müssen sie sich entweder dem restri­
kiven Asylrecht mit Arbeitsverbot und 
Zwangseinweisung in Lager unterwerfen, 
oder mit einer "Aufenthaltsbefugnis" mit 
einem permanenten Abschiebungsvorbe­
halt im Genick leben. 

Ausweisungen sind - aus willkürli­
chen Verdachtsgründen - bereits 

Göttingen (BRD) 

mögiich, wenn "nicht ausgeräumte Zweifel 
bestehen, daßsein Aufenthalt dem angege­
benen Zweck dient". Dezidiert sind die 
"Tatbestände" von Kann-, Regel- und Ist­
Ausweisung aufgeführt, mit vagen, poli­
tisch leicht handhabbaren Abgrenzungen. 

Um wieder einmal den "Arbeiter­
kampf' im Originalwortlaut zu zitieren: 
"Der Entwurf muß bekämpft werden, auf 
daß er wie sein Vorgänger in der Versen­
kung verschwindet." . 

Letzten Meldungen zu folge soll die 
Realisierung des Entwurfs auf die nächste 
Legislaturperiode des bundesdeutschen 
Bundestags verschoben werden. 
Quelle: Arbeiterkampf Nr. 312 vom 13. No­
vember 1989 

Fußnoten: 
1 Rechtsdeutsch, bzw. Juristinnendeutsch 
für voneinander abgegrenzte Möglichkeiten, 
die unterschiedlich behandelt werden. 
2 das ist die Verfassung der BRD 

Tod einer Antifaschistin 
Im Zuge von Auseinandersetzungen zwischen autonomen AntifaschistInnen und der Polizei wurde 
am 17. November eine 24jährige Studentin von der Polizei vor einen PKW gestoßen und getötet. 

(radio 100; TATblatt-Westberlin; TATblatt­
Wien) 

Begonnen hat es damit, daß rechtsradi -
kaie Skinheads vor einer Kneipe in Göttin­
gen randalierten, was eine Auseinanderset -
zung mit einer Gruppe autonomer Antifa­
schistInnen zur Folge hatte. Kurz darauf 
traf die Polizei ein, nahm von den Skinhe­
ads ein paar Personalien auf und verfolgte 
schließlich die Autonqmen. In einer Straße 
wurden schließlich 20 bis 30 Autonome 
von der Polizei eingekesselt. Diesen gelang 
es allerdings, die Sperren zu durchbrechen. 
Die Flucht führte allerdings geradewegs 
auf eine stark befahrene Ausfallstraße. Für 
die Polizei offenbar eine gute Gelegen­
heit... die Folgen waren grauenhaft: 

Eine 24jährige Antifaschistin wurde 
von Polizisten gezielt vor einen fahrenden 
PKW gestoßen, von diesem erfaßt und 
getötet. 

In der BRD und in Westberlin kam es 
in den Tagen darauf zu zahlreichen De­
monstrationen, s9 am 18. November spät­
abends in Westberlin, an der rund Tausend 
Leute teilnahmen. Ein dichtes Polizei­
Spalier sorgte für drohende Gebahrden, 
wagte aber schließlich docl1 nicht, vor all 
den staunenden DDR-Bürgerlnnen die 
Straßenschlacht a la West.zu präsentieren. 

Heino: Teutschland, Teutschland - Flamme empor! 
(TATblatt-Wien) . 

Das Deutschlandlied, wieder mit allen drei Strafen,gibt es endlich wieder zu kaufen, 
freut sich die rechtsradikale »Nationalzeitung«. Der Interprät ist niemand anders als 
Heino, der in der Schallplatten-Top:Ten der Nazionalzeitung auch gleich ganz oben auf 
Rang 1 steht, gefolgt von vielen anderen, darunter gleich drei weitere male: Reino. Wer 
sonst? 
Faksimile: 

Verbreitung des Deutschlandliedes in allen drei Strophen 
er seine l'1'o,auIC,tum an Schulkinder) wurde vor über zehn Jahren zum Polit· 
unterbunden. Die von ihm besungene Schallplatte mit der vo/lstä,.diy'en J 

IlIJatwnalllymne wurde aus dem Verkehr gezogen. Jetzt aber ist es gelungen, die nial."an.eh. ' 

•• 'te "./tet,.o· Y'erston« des DeutSchlandliedes auf den Markt zu bringen. ner beliebte Volksmu· 
neuen Musikcassette neben dem Lied der Deutschen herrliche 

u. a. das .Südwesterlied·, .Schlesierlied", .OstpreujJenlied·, 
Preis diese wirklich" Produktion: DM 22,-. 
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Ein Interview und seine Folgen ! 
Im TATblatt -84 berichteten wir über die Publikation "radikal 1984-1989. Ein Interview". Vor 
einigen Tagen erreichte uns folgende Presseerklärung der HerausgeberInnen (Edition ID-Archiv im 
IISG/Amsterdam): 

Am 2.11.1989 fand zeitgleich in Berlin 
und Siegen eine vom BKA (Bundeskrimi­
nalamt) inszenierte Durchsuchungsaktion 
bei der "AurorA Verlagsauslieferung", der 
Verlagsadresse der "Edition ID-Archiv im 
IISG" sqwie der "Winddruck-Druckerei" 
statt. 

Beschlagnahmt wurden dabei Ge­
schäftsunterlagen zu der Broschüre 
"radikal 1984:-1989. Ein Interview", ein 
vom ID-Archiv im Internationalen Institut 
für Sozialgeschichte/Amsterdam schrift­
lich geführtes Interview mit einigen Ma­
cherInnen der seit 5 Jahren illegalisierten 
Zeitschrift RADIKAL. 

In dem Beschluß des Ermittlungsrich­
ters beim OLG (Oberlandesgericht) Stutt­
gart vom 20.10.1989 wird gegen die 
RADIKAL Nr.137/Mai 1989 nach Para­
graph 129a StGB wegen Werbens für eine 
terroristische Vereinigung ermittelt. 

Anlaß für die mit rund 30 Staatsschüt­
zern durchgeführte Aktion gegen die 
"Edition ID-Archiv im IISG", der "Wind-

druck-Druckerei" und der "AurorA Ver­
lagsauslieferung" ist, daß die vom ID­
Archiv herausgegebene Broschüre zusam- ' 
men mit einigen Exemplaren der 
RADIKAL Nr.138 verschickt worden sein 
soll. Bemerkenswert ist die Schlußfolge­
rung der Ermittlungsbehörden, daß die 
Herausgeber des Interviews identisch mit 
den Verfassern, Herstellern, Vertreibern 
der RADIKAL sein sollen. Laut Beschluß 
des OLG Stuttgart liegt die Annahme 
nahe, "daß über diesen bereits einschlägig 
bekanntgewordenen Verlag nicht nur die 
Ausgaben "radikal 1984-1989. Ein Inter­
view" und RADIKAL Nr. 138 vertrieben 
worden sind, sondern auch frühere 
RADIKAL Ausgaben, insbesondere die 
unmittelbar .erschienene und hierin Frage 
stehende Ausgabe Nr.137." 

Nach dem gleichen Schema werden der 
Druckerei sowie der Verlagsauslieferung 
Mitarbeit an der RADIKAL unterstellt. 

Seit 5 Jahren existiert die Zeitschrift 
RADIKAL trotz staatlicher Verfolgung, 
anscheinend genügt in diesem Fall die in-

Die Zeit brennt ! 

haltliche Auseinandersetzung in der Form' 
eines schriftlichen Interviews über Sinn 
und Zweck illegaler Zeitungsproduktion, 
um in den Verdacht zu geraten, an Herstel­
lung und Verbreitung der Zeitschrift betei­
ligt zu sein. 

Gegen die Broschüre "radikal 1984-
1989. Ein Interview" selbst wird nicht er­
mittelt. Sie ist, in der 3.Auflage, trotz Kri­
minalisierung und Einschüchterung .wei­
terhin öffentlich in Buchläden erhältlich. 

Edition ID-Arehiv im IISG/Arnsterdam 
(BRD-Adresse für 10 Publikationen) 
elo AurorA 
Knobelsdorffstr. 8 
1000 Berlin 19 

Wer sich in Osterreich tür die 
Broschüre "radikal 1984-1989. 
Ein Interview" interessiert - sie ist 
bei uns im TATblatt Büro (Gum­
pendorferstr.157/11; 1060 Wien) 
um 4OöS.- erhältlich. 

»Junkie«-Gewerkschaft in der BRD 

(TATblatt-Wien; Flugblatt-Text) 
In Ainsterdam gibt es seit 10 Jahren 

eine Junkie (Drogenabhängigen )-Gewerk­
schaft, die von Ex-Junkies für Junkies, als 
Selbsthilfe für Drogenabhängige vor 
Polizei und Justiz, aber auch vor staatli­
chen Drogen,entzugsstationen gegründet 
wurde. Die Gewerkschaft besitzt im 
Zentrum Amsterdams ein Haus das täglich 
Nachmittags geöffnet ist und eigentlich 

,allen, Leuten die Interesse haben, offen 
steht. Sie kämpfen für bessere soziale Be­
dingungen und gegen den Polizei-Terror, 
der ziemlich offen gegen Junkies läuft. Das 
Haus bildet heute eine Art Kommunika­
tionszentrum für DrogenkonsumentInnen 
und solche Leute, die einen Entzug schon 
hinter sich haben. In dieser Funktion ist die 
Gewerkschaft sehr wichtig, da unter den 
Junkies sehr große Einsamkeit herrscht. 
Nun gibt es auch eine Junkiegewerkschaft 
(Junkiebund) in der BRD, die die selben 
Interessen wie die Leute in Amsterdam 
verfolgen, nur auf der Situation in der 
BRD basierend. Das folgende Flugblatt 
vom Junkiebund zeigt die Situation in der 
BRDauf. 

'In diesem Land treibt uns ein Gesetz in 
den Tod! 

Es ist das Betäubungsmittelgesetz 
(BtmG). Es stellt den Handel und Besitz von 
einigen auf unseren Planeten existierenden 
Rauschdrogen unter Strafe. Unser Problem 
ist nun: Genau die verbotenen Stoffe brau­
chen wir. Denn wir sind suchtkrank. Dies be­
deutet ein zwanghaftes Verlangen nach z.B. 
einem bestimmten Stoff. Das Prinzip dieser 
Krankheit ist: keine Angst vor sozialen Nach­
teilen oder strafrechtlicher Verfolgung, nicht 
Vernunft oder die astronomisch überhöhten 
Preise, nicht mal die Angst vor AIDS hilft, 
dieses Verlangen zu unterdrücken oder gar 
zu überwinden. Seit 1973 mußten mindestens 
6000 Menschen sterben, weil sie "einfach auf­
hören' (wie es so oft empfohlen wird) nicht 
früh genug schafften. Selbst der direkteste 
Zwang konnte da nicht helfen. Im Knast, der 
wohl kontrollierteste Ort, kann man/frau sich 
problemlos Drogen aller Art kaufen. Die Ge­
genseite, die Abstinenztherapien, werden 
dafür von dem gleichen BtmG, welches nicht 
mal die Gefängnisse "saubet' halten kann, 
mit Zwangspatientlnnen überschwemmt.. Seit 
Einführung der Therapie statt (ars) Strafe, §33 
BtmG 1982, fällt damit die letzte drogenfreie 
Enklave aus. Schafft trotzdem jemand neben 
dem. Kampf gegen den eigenen inneren 
Schweinehund auch die Null-Bock Einstel­
lung der Zwangspatientlnnen zu überwinden, 
gehört er/sie als Ex-SüchtigeR zu den Vorbe­
straften, arbeitsmäßig nicht vermittelbaren 

kriminellen AußenseiterInnen, womit in den 
allermeisten Fällen der Rückfall vorprogra­
miert ist. Höchstens drei von hundert Abhän­
gigen werden durch das breite staatliche 
Angebot clean, nur zehn von hundert werden 
überhaupt erreicht! Jede Aktion auf anderem 
Gebiet wäre schon lange wegen erwiesener 
Erfolgs/osigkeit eingestellt. worden, nur im 
Drogenbereich werden weiter die alten. 
Verbots- und Zwangsmaßnahmen durchge­
zogen. Dabei sollen bewußt 90% der Süchti­
gen weiter im Elend stecken. 

Wir nun, der Junkiebund, wollen nicht 
länger schweigend hinnehmen, vom Gesetz 
her kriminalisiert und in die Hände von Ver­
brecherorganisationen getrieben zu werden! 
Wir fordern die gleiche Behandlung, wie sie 
auch anderen Suchtkranken zuteil wird! Oder 
muß einE Alkoholikerln in den Knast, wenn 
er/sie keine Monate in einer Langzeittherapie 
zubringen will? 

Um uns aus dem Elend zu befreien 
fordern wir die Entkriminalisierung der durch 
das BtmG verbotenen Stoffe und die Einrich­
tung von legalen Beschaffungsalternativen. 
Um die 'Nachwuchsjunkies" von der Sucht 
abzuhalten muß außerdem das Image 
des/der Drogensüchtigen auf das eines 
schlichten Suchtkranken reduziert werden. 

Für die Legalisierung von Drogen und die 
Entkriminalisierung von Suchtkranken. • 
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Liberia wohin? 
Liberia hat unllingst mit einer jahrzehntelangen Tradition gebrochen. Mit der Herausgabe einer eigenen Banknote hat das westafrika­
nische Land einen entscheidenden Schritt - wenngleich noch unklar ist, inwieweit dieser Schritt als Fortschritt zu bewerten ist - im 
monetären Bereich gemacht. Liberia verfolgte bis dato eine monetäre Politik, die einzigartig in Afrika war: die Banknoten waren US­
Dollar, die Münzen liberianische Dollar, mit einer Parität von 1: 1. Doch die zwei Währungen divergierten schon seit geraumer Zeit. Die 
erhebliche Nachfrage nach dem US-Dollar führte dazu, daß die amerikanische Währung nicht mehr im Umlauf ist, während die Libe­
rianischen Münzen auf weniger als die Hälfte ihres Nominalwertes sanken. Der starke Rückgang de.t Kaufkraft der einheimischen 
Währung und der Versuch, den US-Dollar durch eine Landeswährung zu ersetzen, sind Ausdruck einer monetären Politik, die lediglich 
versucht, alten Wein in neue Flaschen zu füllen und die die wirtschaftlichen Probleme des Landes auch nicht annähernd einer Lösung 
zuzuführen vermag. 

(Eleonora Windisch) 
Seit der Machtübernahme Does im 

April 1980 lebt der Großteil der Bevölke­
rung unter dem Existenzminimum. Das 
Pro-Kopf-Einkommen fiel auf 370 Dollar 
pro Jahr. Liberias Brutanationalprodukt 
sank durchschnittlich um 5,5% pro Jahr 
seit 1980. Die Auslandsschuld hat die 1,7 
Milliarden Dollar Marke erreicht. An eine 
Rückzahlung der Ausstände ist nicht zu 
denken, sodaß auch der IMF (Internatio­
nale Währungsfonds; Anm Tb) das Land 
für kreditunwürdig erklärte. Ein Drittel der 
Kinder unter fünfleidet an Mangelerschei­
nungen, hervorgerufen durch U nterernäh­
mng. Fast 10 Jahre nach den »Reisunru­
hen« von 1979 --unter der Tolbert-Admi­
nistration - erlebt Liberia erneut perio­
disch auftretende Engpä~ in der Versor­
gung mit Reis, die in der ~evölkerung zu 

wahren »Reispaniken« ausarten. Lebens­
mittel zählen zu den wiChtigsten Einfuhr­
gütern und das obwohl an die 80% der Li­
berianerInnen in der Landwirtschaft tätig 
sind. Der Großteil der staatlichen Unter­
stützung fließt jedoch nicht in die ländli­
chen Betriebe, sondern in die exportorien­
tierte und von ausländischen Konzessions­
gesellschaften dominierte Industrie 
(Bergbau, KautSChukplantagen). Der 
staatliche Sektor mit seinem aufgeblähten 
BeamtInnenapparat, der einen beinahe 
schon privaten Charakter a1}genommen 
hat, kommt hiebei auch nicht zu kurz. 

Seit Does Coup verschwanden Millio­
nen Dollar an amerikanischer Hilfe in die 
Taschen der Machthaber. Die USA sah 
sich daraufhin gezwungen, den Geldfluß 
nach Liberia stark einzuschränken und 
1988 wurden mit Zustimmung des liberia­
nischen Präsidenten sogar Finanz- und 

Wirtschaftsexperten in das hochverschul­
dete afrikanische Land entsandt. Bereits zu 
Beginn dieses Jahres - also ein Jahr vor 
Ablauf des Vertrages! - zogen die ameri­
kanischen Experten unverrichteter Dinge 
von dannen. Wie lange kann Doe mit 
seiner korrumbierbaren BeamtInnen­
schaft diese wirtschaftliChe Gratwande­
rung - gekennzeichnet durch wirtschaftli - . 
che Privilegien, Korruption und eine lasche 
und ineffiziente Administration - noch 
weiter führen? Die Wirtschaft ist zu 
schwach, zu einseitig orientiert, die Oppo­
sition zu uneinig, um den vom Militär ge­
stützten Doe von der Macht verdrängen zu 
können. Für 1991 sind in biberia Wahlen 
angesetzt,doch wenn der momentane 
Trend anhält, ist wohl kaum anzunehmen, 
daß es sich um freie und faire Wahlen 
handeln wird. 

China: Verfolgung~welle nach dem Massaker 
(amnesty international) 

Was sich gegenwärtig in der Volksre­
publik China abspielt, steht der blutigen 
Niederschlagung der Demokratiebewe­
gung Anfang Juni in nichts nach. Tausende 
wurden in den vergangenen Wochen und 
Monaten als "Konterrevolutionäre" festge­
nommen, bei Verhören geschlagen, für die 
staatliche Propaganda mißbraucht und zu 
langen Haftstrafen oder gar zum Tod ver­
urteilt. 

Eines muß frau/man der chinesischen 
Führung lassen: Sie ist konsequent geblie­
ben. Nachdem sie die sogenannte Volksbe­
freiungsarmee gegen das eigene Volk auf­
hetzte, den Tod weit über tausend friedli­
cher Demonstrantlnnen in Kauf nahm und 
die von Studierenden symbolhaft in Peking 
errichtete Freiheitsstatue niederreißen 
ließ, wird jetzt jedeR verhaftet, die/der sich 
in den Augen der Behörden in irgendeiner 
Weise verdäChtig gemacht hat. Die Verge-

- hen, derer die Festgenommenen beschul­
digt werden, reichen von "konterrevolutio­
nären Aktivitäten", Störung des Verkehrs 
oder der öffentlichen Ordnung und Angrif­
fen auf Soldaten oder Militärfahrzeuge 
über "Sabotage" bis hin zu Plünderung und 
Brandstiftung. . 

Vor dem Zugriff der Sicherheitsbeam­
ten ist so gut wie niemand sicher. Unter den 
mindestens 4.000 Menschen, die - wohlge­
merkt nach offiziellen Angaben - seit Juni 
verhaftet wurden, sind Studierende, Arbei­
terInnen, Bäuerinnen/Bauern und Schüle­
rInnen ebenso wie Angestellte, LehrerIn­
nen, SchriftstellerInnen, Parteikader, 
KünstlerInnen und WissenschafterInnen. 
Die Betroffenen werden bei Verhören in 
der Regel mit elektrischen Schlagstöcken 
mißhandelt oder von Sicherheitskräften 
verprügelt. Es sollen dabei bereits Men­
schen gestorben sein, die von Sicherheits­
kräften heimlich verscharrt wurden, ohne 
daß Angehörige von den Vorfällen infor­
miert wurden. 

An die ersten Verhöre schließt sich 
meist eine wochen- bis monatelange Inhaf­
tierung ohne Kontakt zur Außenwelt an. 
Wird dann ein Gerichtstermia anberaumt, 
kommt es oft zu einer Verurteilung der/des 
Inhaftierten im Schnellverfahren. Interna­
tionale Rechtsnormen für einen fairen Ge­
richtsprozeß werden dabei nicht beachtet. 
So ist nur in den seltensten Fällen die Mög­
lichkeit einer angemessenen Verteidigung 
gegeben, die/der Angeklagte besitzt nicht 
das Recht, bis zu einem Schuldspruch als 

unschuldig zu gelten, und Strafverteidiger 
werden, so sie überhaupt an ihreN Mand­
antln herankommen, manchmal selbst 
Opfer der Verfolgung. . 

Eine neue Praxis hat sich in der Volks­
republik im Umgang mit der Todesstrafe 
breitgemacht. Wurden Hinrichtungen 
früher als öffentliche Spektakel organisiert, 
um die "Massen zu erziehen", ist man in­
zwischen dazu übergegangen, Todesurtei­
le heimlich zu vollstrecken. Dadurch wird 
es für Außenstehende sehr schwierig, 
genaue Zahlen über den Umfang der ge­
genwärtigen Hinrichtungswelle zu ermit­
teln. 

Es existiert eigens ein Beschluß des 
Zentralkomitees der chinesischen KP, in 
dem festgelegt wird, daß Todesurteile nur 
in ausgewählten Einzelfällen öffentlich 
vollstreckt werden sollen, um den "Ab­
schreckungswert" dieser Strafform zu be­
wahren. In allen anderen Fällen habe die 
Exekution per Genickschuß im Geheimen 
stattzufinden, heißt es in dem als "Docu­
ment No. 3" bekanntgewordenen ZK-Be­
schluß. Die Todesstrafe wird von der chi­
nesischen Führung also bewußt als Mittel 
der Politik eingesetzt. 



Was bisher geschah 1\ '" 
In der Nacht vom 27. auf den 28. September 1989verübten Mathias N. und eine unbestimmte Anzahl 
an GesinnungsgenossInnen einen Anschlag auf einen - wie sie es ausdrückten - Schweinekonzern. 
Durch besonders umsichtiges und vorsichtiges Arbeiten konnten sie allerdings jegliche Spuren ver­
meiden. Wird es der Polizei dennoch gelingen, ihrer habhaft zu werden? Wird die AktivistInnen­
gruppe in ihrer revolutionären Praxis fortfahren? Und wie wird das alles enden? Steht die Revolu­
tion vielleicht gar quasi vor der Tür? Mal sehen! 

Folge 5: Holde Jugend, was bist du doch so weit und fern 

Wir schreiben Sonntag, 12. November 
1989. Ein erfrischend schöner Herbsttag, 
etwa 1 1/2 Monate nach dem berüchtigten 
Anschlag auf den »Schweinekonzern«. 

Es gibt Momente, da denkt Mathias N. 
gar nicht mehr an jene aufregenden Au­
genblicke vor, während und nach der 
Aktion. Und der prozentuelle Anteil jener 
Momente an der Grundgesamtheit aller 
Momente eines Tages im Leben des 
Mathias N. h,t in stetgem Anstieg begriffen. 

Das Gros der Ängste hat Mathias N. 
bereits erfolgreich verdrängt und vertrie­
ben, und so scheint heute »die Sonn' ohn' 
Unterlaß«, wie es dereinst Karl Marx in 
seinem beliebten Schlager von der »Inter­
nationale« ausgedrückt hat. 

Mathias nutzt diese Fügung des 
Wetters zu einem kleinen Fahrradausflug 
mit Theodor L., genannt »Theo« (24 
Jahre, brünett, linksgescheiteltes, bis in den 
Nacken reichendes Haar, kaufmännischer 
Angestellter; seit 2 Jahren Mitglied der 
österreichischen sozialdemokratischen Be-

. wegung SPÖ und stolzer Besitzer einer Ge­
meindewohnung im 20. Wiener Gemein~ 
debezirk). 
. Theodor L. ist. sowas wie ein »alter 

Freund« des Mathias N. Die beiden haben 
sich seit schier ewigen Zeiten schon nicht 
mehr gesehen, was MatIlias N, in letzter 
Zeit bisweilen gar trübsinnig werden ließ. 
Immer öfter dachte er an die alten Tage 
zurück. Als sich schließlich das Heranna­
hen jenes wettermäßig überaus einladen­
den Wochenendes gerade zu einem Zeit­
punkt abzeichnete, als Mathias ganz beson­
ders melancholisch war, und schließlich 
auch earl Michael B. (50, schütteres, 
graues Haar, ORF-Wetterredaktör) unge­
trübten Sonnenschein versprach, griff 
Mat~ias zum Telefonhörer und setzte 
somit der langen Trennung ein jähes fern­
mündliches Ende. 

Und so können wir nun Mathias N. und 
Theodor L. zu nachmittäglicher Stunde im 
Scheine der untergehenden Sonne beob-

achten, wie sie über gemächliche Hügel am 
Rande des niederösterreichischen Wein­
viertels mal auf, mal ab, radeln. Schwit­
zend, ob der ungeWOhnten Anstrengung. 
Frierend, ob der klirrenden Kälte. 

Besonders die Finger frieren Mathias 
N. gar bitterlich. Sie fühlen sich an, als ob 
sie abfallen möchten. Das aber ist auch 
kein Wunder, denn - wie wir bereits aus 
Folge 1 wissen - wurden Mathias' Hand­
sChuhe nebst anderem Spurenmaterial im 
Gefolge der Aktion vom 27./28. September 
umsichtig vernichtet. Die Anschaffung 
eines neuen Paares hat Mathias seit diesem 
Zeitpunkt geflissentlich verabsäumt. Zum 
ehestmöglichen Zeitpunkt wird er das Ver­
säumnis nachholen, gelobt Mathias am 
Gipfel eines von kalten Herbstwinden um­
wehten Hügels mit zum Himmel erhobe­
nen Blicke. 

Ja, und so radeln die beiden nun eben 
frohsinnig und frierend umher, bis sich der 
Tag schließlich zu Ende neigt. Und da 
Radeln bekanntlich hungrig macht, kehren 
Mathias N. und Theodor L. schließlich im 
Gasthof eines Ortes, von welchem sie zu 
späterer Stunde mit einem Regionalzug 
die Heimreise gen Wien antreten wollen, 
ein. 

Der Gasthof präsentiert sich überaus 
einladend und gemütlich. Nicht allzuviele 
Gaste tummeln sich in den von der Froh­
botschaft des Beinahe-Song-Contest­
Siegers Thomas Forstner »Ich singe nur ein 
Lied« erfüllten Rauchschwaden, hinter 
welchen sich in einem Hinterzimmer eine 
Stammtischrunde des örtlichen Kamerad­
schaftsbundes verbirgt, zu dem sich auch 
ein paar diensthabende Beamte des, aus 
diesem Grunde derzeit unbesetzten, Gen­
darmeriepostens gesellten, um die Lage 
der Nation zu diskutieren. 

In der großen, halbleeren GaststUbe, 
unweit von Herrgottswinkel und Fernseh­
apparat entfernt, haben Mathias N. und 
Theodor L. Platz genommen und werden 
auch prompt freundlich bedient. 

»Schön war's« lassen die Beiden bei 
Speis und Trank den inzwischen nun schon 
fast wieder vergangenen Tag Revue passie­
ren, ehe sie in Gedanken immer weiter 
zurück in die Vergangenheit schwelgen. 
»Schön war's«, lautet aber auch die 
Analyse der Erlebnisse all der schönen ge­
meinsamen Jugendtage, die in den Mittel­
punkt der folgenden Gespräche rücken. 
Der Tage voll Unbeschwertheit und Unge­
stümheit, voll revolutionärer Ausgelassen­
heit. Wie schön war es doch ... dieses abend­
liche Herumstreifen entlang der endlosen 
Mauern Wiens, im Kopf nichts als den 
Traum von Liebe und Freiheit, in den 
Händen nichts als eine SpraydOse, und in 
den Taschen nichts als ein Personalausweis 
- so für den Fall der Fälle. 

Natürlich hatten sie schon auch ein 
bißchen Angst vor der Polizei, darum 
haben sie auch gelegentlich Handschuhe 
verwendet, aber wenn man bloß vor jedem 
Sprayen nach links und rechts schaut, dann 
kann schon nichts passieren, ... dachten sie 
damals. Und wozu hätten sie auch groß 
aufpassen sollen, hatten sie doch in den da­
rauffolgenden Tagen ohnehin pausenlos 
von ihren Hddentaten erzählt, ... also zu­
mindestens den engsten FreundInnen, 
oder sagen wir mal, den Bekannten, zumin­
destens keinen Fremden halt, .. also der 
Polizei jedenfalls haben sie's nie verraten, 
zu mindestens nicht so direkt. Nicht gerade 
klein war dann folglich später mal der 
Schock, wie sie von GenossInnen erfahren 
haben, die nur auf Grund von einigen 
wenigen Indizien, die gegen sie gesprochen 
haben, für ein paar Monate hinter Gittern 
verschwunden sind, wegen Sprayens. 

»A bisserl a Glück ghert halt a dazua!« 
analysiert Theo. »Naja!« relativiert 
Mathias, schließlich hat er sich in den 
letzten Monaten ziemlich ausführlich mit 
Spurenkunde beschäftigt. Und dit:: Spuren, 
die sich etwaig ermittelnden Beamtinnen 
nach einer Sprayerei offenbaren, sind oft 
durchaus vielfältig. Schon die Schrift selbst 
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ist voller Eigentümlichkeiten und Merk­
male. Es bedarf lediglich der Existenz von 
Vergleichsschriftstücken, und die behörd­
lichen SchriftexpertInnen können darange­
hen, anhand von mimimalsten Überein­
stimmungen von Charakteristiken, zu be­
weisen, daß beide Schriften von ein und der 
sei ben Person herrühren. Vergleichs­
schriftstücke erhält die Polizei entweder 
dadurch, daß sie Verdächtige zur Anferti­
gung von Schriftproben einlädt und mit ge­
hörigem Maß an Nachdruck auch dazu an­
blHtet, oder - viel unauffälliger -, daß sie 
sich an ArbeitgeberInnen von Verdächti­
gen, Amtsstellen oder ähnliches wendet. 

Einer Überführung aufgrund der 
Handschrift kann aber - weitgehend -
ziemlich einfach vorgebeugt werden, 
indem sich ganz genau darauf konzentriert 
wird, nur Blockbuchstaben ohne Schnörk­
seleien zu sprühen, ganz genau so wie es in 
der Volksschule für den Bleistiftgebrauch 
erlernt wurde, 

Weitere Indizien zur Dingfestmachung 
vonSprayerInnen liefern die AktivistInnen 
auch normalerweise gleich in unmittelba­
rer Nähe des» Tatortes« mit: Weggeworfe­
nen Spraydosen, mit oder ohne Fingerab­
drücken, weggeworfene Wegwerfhand­
schuhe mit Farbspuren auf der Aussensei­
te und Fingerabdrücken auf der Innensei­
te. Anband von kleinsten Farbspuren läßt 
sich eindeutig nachweisen, ob die Farbe auf 
dem Handschuh - oder sonstwo - vom 
selben Fabrikat, oder selben Charge gar ist 
oder nicht. Farbspuren, auf Kleidungs­
stücken, persönlichen Gegenständen oder 
gar direkt auf - etwa aus Sparsamkeit 
oder Umweitschutzgründen mit nach 
Hause genommenen - Spraydosen, sind 
sicherlich kein hundertprozentiges Beweis­
stÜCk, aber ein so stiChhaltiges Indiz, das 
mitunter zur rechtskräftigen Verurteilung 
mehr als ausreicht. . 

»Geh, jetzt redst scho so paranoid 
daher, wie die Sandra, damals, oder der 
Ferdl, ... « erntet Mathias Unverständnis 
auf seine Überlegungen. 

»Die harn uns ja nedamoi dawischt 
damals«, fährt Theo fort, »wia ma damals 
am Christkindlmarkt des Feuer g'legt 
haben, ... mei des war was, des war lustig ... «. 
Theo kann sich vor lachen kaum mehr 
halten. Auch Mathias lacht. Er klopft sogar 
vor lauter lachen auf den Tisch, aber ein 
bißchen lieber wär's ihm eigentlich schon, 
wenn Theo ein bißerl weniger laut reden 
würde. Doch dieser fährt schallend fort: 
»Wie i des später - eh erst nach an, zwa 
Jahren amoi - da Sabine dazöht hab, du, 
du glaubst ned, .. « Jetzt wird Mathias aber 
langsam ein klein wenig zornig. Zum Einen 
kennt er keine Sabine, zum Anderen bringt 
er wenig Verständnis dafür auf, daß Theo 
selbiger von besagter Aktion erzählt hat, 
wenngleich erst ein, zwei Jahre später. »So 
viel hab i eh ned dazählt. Grad, wies halt so 
war, halt. War ja auch so viel lustig .... ma, 
wie des grauchthat, und auf amoi ... « 
J\.fathias verliert sich in Gedanken ... 

Serial/aimi 

Bei alledem, was er so über die Mög­
lichkeiten und Fähigkeiten der Polizei 
heute so weiß, grenzt es wirklich an ein 
Wunder, daß sie, Mathias und Theo, 
niemals erwischt oder ausgeforscht 
wurden. Das ist so unglaublieh, daß es sich 
Mathias eigentlich gar nicht vorstellen 
kann, daß die Polizei nichts wisse. »Wahr­
scheinlich weiß die Polizei vielleicht gar 
mehr, als sie zu wissen vorgibt«, mutmaßt 
Mathias, »Ist es ihr vielleicht ganz recht, 
wenn AktivistInnen im guten Glauben, daß 
die Polizei eh soo blöd ist, drauflosarbeiten, 
ohne sich groß rumzusorgen? Ist es ihr viel­
leicht eh lieber, wenn sie die Leute nicht 
verhaften braucht - das ist dann immer so 
anstrengend zu rechtfertigen, und dann die 
Wickeln mit Solidaritätsgruppen und so­
, sondern sie in aller Ruhe beobachten, im 
Auge und unter Kontrolle behalten kann, 
und dabei die Möglichkeit hat immer mehr 
Beweismaterial anzuhäufen, zu welchen 
später, im richtigen Augenblick bereitwil­
ligst zurückgegriffen werden kann? Zu 
einem Zeitpunkt vielleicht, zu dem es op­
.portuner ist, zuzuschlagen, als jetzt. 
WeicheR kann bloß einschätzen, was sich 
die Polizei bei ihrem Tun oder scheinbaren 

. Nichttun so denkt; weIChe Taktik dahinter-
steckt.« Auch Mathias kann es nicht. Doch 
auf alle Fälle findet er es vermessen, sie so 
irrwitzig zu unterschätzen, wie es bisweilen 
oft getan wird, wenn man/frau nicht gerade 
ganz unmittelbar einen Gummiknüppel 
auf den Schädel bekommt. 

»Irgendwie ist das alles komplizierter«, 
hat sich Mathias irgendwann überlegt und 
daraus seine Schlüsse gezogen. Fortan 
handelte er überlegter, was seiner Radika­
lität aber keinen Abbruch getan hat, ganz 
im Gegenteil. Denn schließlich kann der re­
volutionärste Revolutionär nicht so richtig 
revoltieren, wenn er im Gefängnis sitzen . 
muß. 

Irgendwie mischt sich in die melancho­
lischen Erinnerungen an früher auch eine 
gewisse Mißstimmung. Wenn er damals· 
nicht gar so leiChtsinnig gewesen wäre, 
hätte. es die' Polizei nicht gar so leicht 
gehabt, soviel Material über ihn zu 
sammeln, um sich heute ein relativ zutref­
fendes Bild von Mathias und seinemCha­
rakter machen zu können. Diesertags hätte 
sie dazu nicht mehr so viel Gelegenheit. 
Hoffentlich fallen ihm nicht irgendwann 
einmal diese »Jugendsünden« auf den 
Deckel, hofft Mathias, denn das könnte die 
politische Handlungsfähigkeit der Jetztzeit 
doch sehr beschränken. 

»Huhu«, ruft Theo seinen Freund aus 
den Gedanken zurück an den Wirtshaus­
tisch, »was schaust denn so komisch?«­
»Jaja«, antwortet Mathias und bemüht 
sich, fortan wieder unbesChwert dem Ge­
spräche beizuwohnen; schließlich möchte 
er endlich einmal all seine Sorgen hinter 
sich lassen ... 

Im Zuge des folgenden, nun unbe­
schwerten, Gespräches fühlt sich Mathias 
N. einigemale beinahe zu Äußerungen 
provoziert, die zu unterlassen, er besser 
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beraten war. Doch wiederholte Anspielun­
gen Theodor L.'s, daß es heutzutage solche 
Sachen, wie sie sie ihrerzeit getan habel}, 
nicht mehr gibt, machen ihm das Schwei­
gen sehr schwer, kratzen sie doch zu sehr 
an Mathias N.'s revolutionärem Stolze. 
Gezählte zweimal ist Mathias knapp davor, 
ein p~ar »unverfängliche« Worte über die 
Aktion vom 27.(2ß. September zu verlieren 
- bloß: Was ist schon unverfänglich? Zu 
seinem Glücke, unterläßt er es beidemale, 
obgleich die Bildung klarer Gedanken 
derzeit spürbar infolge unmäßigen A1ko­
holgenusses beeinträchtigt ist. Zu irgendei­
nem Zeitpunkt kann er es sich dann aber 
doch nicht verbeißen, kurz anzumerken, 
daß er im TATblatt von einer irrsinnig 
tollen Aktion gelesen habe, die in der 
Nacht vom 27. auf den 28 .. September bei 
irgendsoeinem Schweine konzern gemacht 
wurde. Im nächsten Moment hätte sich 
Mathias am liebsten die Zunge abbeißen 
wollen, oder vielleicht wäre er auch gerne 
als Ganzer mit Haut und mit Haar im nie­
derösterreichischen Erdboden versunken, 
aber, es war zu spät. Als Theo dieser An­
spielung auf diese Aktion zu allem Über­
fluß kaum Beachtung schenkt, geSchweige 
denn, sie enthusiastisch gutheißt, war 
Mathias knapp daran, in einen mehrminü­
tigen Vortrag über Notwendigkeit und bra­
vouröse Ausführung nebst Begründung 
der Aktion zu verfallen. Es kostet ihm viel 
Mühe, sich zu beherrschen (wo er doch für 
Herrschaftsfreiheit ist). Zumindestens 
fortan exzessiv zu schmollen, ließ er sich 
aber nicht nehmen. 

Auch Theo sprach immer weniger, und 
wurde in steigendem Ausmaße von Müdig­
keit übermannt. 

Gerade als die Beiden die Wirtin zum 
Zahlen rufen wollten, betritt plötzlich ein 
eigentümlicher alter Mann mit eigenarti­
gem Antlitz, dunklem Rauschebart und 
riesigem schwarzen Hut das Lokal. Würde 
es Mathias N. an jenem pOlitischen Durch­
blick fehlen, über den er aber zweifellos 
verfügt, würde er diesen Mann für die A~s­
geburt des Bösen, einen Terroristen wie 
aus dem Bilderbuch, die Reinkarnation des 
gefürchteten Baader-Meinhofs halten. 

Der alte Mann trägt einen Bauchladen 
mit sich herum, aufwelchem er Handschu­
he(!) feilbietet. langsamen Schrittes zieht 
er eine Runde durch das Lokal. Den 
meisten Gästen dürfte er durchaus kein 
Unbekannter sein, denn sie winken ihm 
schon von weitem entgegen, um ihm zu si­
gnalisieren, keine Handschuhe zu benöti­
gen. Allein die Augenpaare Mathias N.'s 
und Theodor L.'s folgen dem Alten inter­
essiert, wie er seine Runden durch das 
Lokal dreht, dabei aber wohlweislich das 
Hinterzimmer mit den Kameradschafts­
bündlern und den Gendarmen ausspart. 

Endlich kommt er auch an den Tisch, 
aufwelchem Mathias und Theo ihn bereits 
erwartungsvoll erwarten. »Handschuhe? 
Frische Handschuhe? Warme Handschu­
he!« fragt der alte Mann mit zitternder, 
aber zweifellos nicht unsympathischer 
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Stimme. Mathias entsinnt sich der Schmer­
zen, die er vor kurzem erst infolge des 
Mangels an Handschuhen erleiden mußte 
und meldet Interesse an, in eine Geschäfts­
beziehung einzutreten, worauf sich der alte 
Mann unverzüglich setzt und darangeht, 
ein Verkaufsgespräch einzuleiten. Er prä­
sentiert die verschiedenen Modelle, preist 
ihre Vorzüge, verschweigt ihre Nachteile 
und beginnt schließlich über Dinge zu 
reden, die selbst Mathias N. noch in 
Staunen zu versetzen vermögen: 

»Falsch ist die weitverbreitete Ansicht, 
daß fortschrittliche Zeitgenossen und Zeit­
genossinnen, die während ihrer Arbeit 
Handschuhe tragen, keine auswertbaren 
Spuren hinterlassen. Das ist nur insofern 
richtig, als daß damit Fingerabdrücke ver­
mieden werden. Ein Handschuh kann aber 
an bereits leicht staubigen oder schmutzi­
gen Stellen einen Gewebeabdruck hinter­
lassen, der oft vom bloßen Auge zu erken­
nen ist. Derartige Strukturabdrücke er­
möglichen Rückschlüsse auf das Material, 
aus dem die .he gefertigt sind 

Kriminalserie 

(Gummi, Leder, Vinyl, etcetera). Ist ein 
Handschuh abgenützt oder beschädigt, so 
hinterläßt er oft erkennungsdienstlich 
wertvolle individuelle Merkmale, die bei 
Vorliegen der gesuchten Handschuhe eine 
einwandfreie Identifizierung erlauben. 
Zudem bleiben an jedem Tatort, vor allem 
an scharfen Kanten eingeschlagenen 
Glases etcetera, fast immer Materialspu­
ren in Form von Lederpartikel, Fasern et­
cetera zurück: Umgekehrt können auch an 
Handschuhen, die bei einer bestimmten 
Person sichergestellt werden, Materialspu­
ren von einem bestimmten Tatort festge­
stellt werden. Jede Kriminalpolizei am Er­
denrund führt deshalb eine Handschuh­
spurenkartei. Damit können in günstigen 
Fällen frühere, nicht aufgeklärte Falle mit 
einem neuen in Zusammenhang gebracht 
und einem bestimmten Täter oder einer 
bestimmten Täterin zugeordnet werden. 
Diese Kartei erhält ihre Bedeutung vor 
allem dadurch, daß viele Facharbeiter und 
Facharbeiterinnen für ihre Arbeit wieder­
holt ein und die selben Handschuhe tragen. 
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Beim An- und Ausziehen bleiben vor allem 
an den Fingernägeln Reste von Textilfa­
sern oder Lederpartikel aus dem Inneren 
der Handschuhe hängen. Derartige Mikro­
spuren an Händen von Verdächtigen 
können beispielsweise mit Vergleichspro­
ben von Handschuhen, die an einem 
Tatort zurückgela:>sen oder auf der Flucht 
fortgeworfen worden sind, verglichen 
werden. 

Besondere Aufmerksamkeit schenkt 
die Polizei Gummi- oder Plastikhandschu­
hen, denn diese können in günstigen Fällen 
im Inneren Fingerabdrücke aufweisen. 
Durch gewisse Arten Vinylhandschuhe, 
sowie auch durch sogenannte chirurgische 
Handschuhe für die Feinarbeit, können 
sogar Fingerspuren auf andere Gegenstän­
de übertragen werden, was von der Polizei 
selbst experimentell nachgewiesen wurde. 

Beim An- und Ausziehen werden 
Handschuhe oft mit ungeschützten 
Fingern angefaßt. Dadurch lassen sich vor 
allem hinten beim Einschlupf oftmals gut 
ausgebildete Fingerabdrücke chemisch 
sichtbar machen .... « 

Mathias N. kauft schließlich 3 paar 
Handschuhe für verschiedene Anwen­
dungsbereiche. Theo L schüttelt dc:izu nur 
den Kopf und kauft nichts. Der alte Mann 
verlaßt nach der Geschäftsabwicklung den 
Gasthof auf dem selben Weg, den er ge­
kommen war (nona). Bei der Tür hebt er 
zum Abschied noch einmal die geballte 
Faust am linken Arme und ruft Mathias 
und Theo zu: »Venceremos!«. »Liebe und 
Kraft!«, antwortet Mathias, »Grüß Gott« 
sagt Theo und »No Paseran!« meint 
schließlich auch die Wirtin, hat sie doch 
eben erst vor fünf Minuten angesichts der 
anbrechenden Sperrstunde die Wirtshaus­
türe abgesperrt. Sie steht allerdings freilich 
nicht an, jedesmal, wenn irgendeineR das 
Lokal zu verlassen trachtet, nochmal kurz 
aufzusperren. 

Wird die Polizei (oder die Gendanne­
rie) jemalS Licht ins Dunkel der belebten 
Vergangenheit des Mathias N. und der 
Schar all seiner GenossInnen aus vergange­
nen und heutigen Tagen bringen können? 
Wird Mathias' Kampf um Bejreiungjemals 
die verdienten Früchte tragen, oder wird 
unser liebgewonnener Genosse - quasi im 
Gegenteil- dereinst im Gefängnis landen? 
Und werden Mathias N. und Theodor L. 
heute überhaupt noch einen Zug zur Heim­
reise nach Wien erwischen? Und wird dieser 
Zug die Möglichkeit zur Mitnahme von 
Fahrrädern bieten? 

Fragen über Fragen, die der Beantwor­
tung harren. Manches wird der geneigten 
LeserInnengemeinde (tja .. ) schon in 14 
Tagen klarer sein, anderes hingegen wird sie . 
wohl niemals erfahren. Greifen Sie aber si­
cherheitshalber auch in 2 Wochen wieder 
zum TA Tblatt, wenn es wie immer heißt 
»Hoppala - Auf den Spuren des prärevolu­
tionären Treibens des Mathias N.« 

Fortsetzung folgt. 
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·Termine: 

Linz: 
Mittwoch, 29. November; 
17 Uhr 
FMLN- Solidaritätsdemo 
Treffpunkt: Schillerpark 

Freitag, 1. Dezember; 20 Uhr 
Konzert:ALL (USA) / TARGET OF DEMAND 
Kapu, Kapuzinerstraße 36 

Wien: 
Donnerstag, 30. November; 19.30 Uhr 
Was blieb von der Revolution in Burkina 
Faso 
Vortrag mit Richard Langthaler 
ÖOG-Clubsaal, 1, Dominikanerbastei 6/6 

Donnerstag, 30. November; 19 Uhr 
Der glühende Wunsch nach Befreiung 
Info, Video, Ausstellungen zu Kuba, Nica­
ragua, Namibia 
Musik: Ortiga (Chile), King of Africa 

. Haus der Begegnung, 2, Praterstern 

Freitag, 1. Dezember; 18.30 Uhr 
Univ. Doz Dr Eleonora Gomberg: 
Die Rolle der Frauen als Künstlerinnen in 
der russischen bildenden Kunst nach der 
Revolution 
iwk,9, Berggasse 17/1 

Freitag, 1. Dezember; 19 Uhr 
Premisl Janyr: Eine linke Option - Die 
neue Entwicklung im Osten und die Sozial­
demokratie 
iwk,9, Berggasse 17/1 

Freitag, 1. Dezember; 19Uhr 
Solidaritätsveranstaltung 
anläBlich des 2. Jahrestags der Intifada 
und des Intenatlonalen Tages der Solidari­
tät mit dem palästlnenslschen Volk 
Albert Schweitzer-Haus, 9, Schwarzspanier­
straße 13 

Freitag, 1. Dezember; 19.30 Uhr 
MietzinspolItik, Mieterschutz, Mietenspe­
kulationen" ' . 
DiskussionsveranstaJtung mit Vertreterin­
nen von Mieterschutzorganisationen 
Amerlinghaus, 7, Stiftgasse 8 

Sonntag, 3. Dezember; 10.30 Uhr 
Mitgliedergeneralversammlung des SCI 
für alle nich1/noch nicht und Mitglieder 
SCI, 1, Schottengasse 3a/1/4/59, Plenarraum 

bezahlte Anzeige: 

Montag, 4. Dezember; 19-21 Uhr 
Frauenbewegung in Kolumbien 
Vortrag vonUlrike Lunacek 
veranstaltet vom FrauenWeitZentrum 
VHS Hietzing, 13, Hofwiesengasse 48 

Montag, 4. Dezember; 20 Uhr 
GEHEIMNIS REGENWALD-
DIe Urwälder in Kolumbien, Venezuela und 
Equador vor der Zerstörung 
Veranstalter: Global 2000 
Biozentrum, HS 1,9, A1thanstraße 14 

Dienstag, 5. Dezember; 
10 Uhr 
Prozeß gegen Martin D. 
wegen 'Widerstands gegen 
die Staatsgewalt" (den soll 
[hat] Martin in Zusammen­
hang mit der »Fahrzeugkon­
trolle« am Demobus bei der 
15. Septemberdemo gelei­
stet [haben]) 
Landesgericht, Florianigasse 

Dienstag, 5. Dezember 
UNI-AKTIONSTAG 

Donnerstag, 7. Dezember; 19.30 Uhr 
AMERLINGHAUSFEST 
Amerlinghaus, 7, Stiftgasse 8 

Freitag/Samstag 8./9. Dezember; 19 Uhr 
"Filmräume" 
Veranstaltung zum Thema "Wohnen" 
KULT-FABRIK, 14, Matznergasse 8 
Wiens neuester Veranstaltungsraum in einer 
ehemaligen Sargfabrik 

Graz: 
Mittwoch, 6. Dezember; 19.30 Uhr 
Mag. Wolfgang Taucher, Caritas 
Flüchtlinge - ein Wirtschaftsfaktor? 
"Aus der Hölle der Verfolgung ins Asyl-Pa­
radies? - Flüchtling sein in der Steier­
mark", Teil 11 
Alte Technik, HS VI, Rechbauerstraße 121P 

Mittwoch, 13. Dezember; 19.30 Uhr 
Vertreter d. Hochkommissariats der Verein­
ten Nationen für Flüchtlingsfragen 
Asylland Steiermark? 
"Flüchtling sein in der Steiermark", Teil 111 
Alte Technik, HS VI, Rechbauerstraße 121P 
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LeserIn­
nenbriefe: 

Uebe Leute! 

Um Mißverständnisse zu vermeiden, 
möchten wir eine Passage aus unserem Le­
serlnnenbrief, abgedruckt im TATblatt 
minus-83 klar- bzw. richtig stellen. In unserer 
ersten Diskussion darüber, wer als politischer 
Flüchtling gemeint ist, stellte'n wir uns die 
Frage, ob Reder und Barteschtatsächlich ty­
pische Fälle von Reaktionären sind. Wir 
führten die zwei Herren als Negativbeispiele 
einer - unserer Meinung nach - verfehlten und 
mißbrauchten Asylpolitik an. Selbstverständ­
lich wissen wir, daß von den beiden Herren 
keiner in ÖSterreich um politisches Asyl an­
suchte, da beide geeichter österreichischer 
Abstammung sind. 

Reder wurde leider aus der italienischen 
Haft entlassen und wurde von politischen 
Größen wie Kreisky bis zum Kardinal König 
nach ÖSterreich heimgeholt. Bartesch wurde 
wegen seiner NS-Vergangenheit von den US­
Behörden nach Österreich abgeschoben . 
Beide gelten (in unserer Replik auf eine Stel­
lungnahme der Gruppe ZEBRA zu asylpoliti­
sehen Fragen) als Beispiele für Faschisten 
(oder mit faschistischer Vergangenheit) für 
die es kein Asylrecht geben darf! 

Bekannt sind etwa Fälle von Mitgliedern 
der faschistischen türkischen Organisation 
"Graue Wölfe", die in der BRD politisches Asyl 
erhielten. In Österreich weiß man/frau über 
Fälle, wo etwa ein ehemaliger persischer Ge­
heimagent legal in ÖSterreich leben darf, 
oder von der raschen Einbürgerung eines ge­
wissen Herrn Disini, der ein Busenfreund von 
Marcosgewesen ist. Bekannt ist auch der Fall 
des Herrn Dr.Sami, seinerzeit 3.Konsul deS 
Schah von Persien in Wien und heute Dol­
metscher u;a. bei der Fremdenpolizei. In 
solchen und ähnlichen Fällen sagen wir ganz 
klar: Kein Asylrecht! 

IGARA 

Leserinnenbrief zu einem Leserbrief 
im TATblatt minus-82 

Im TATblatt minus-82 ist eine Zuschrift 
abgedruckt zur Asylfrage und zur Frage der 
ausländischen Arbeiterinnen und Arbeiter, 
der nicht unwidersprochen bleiben darf. 
Denn die darin geübte Kritik an tatsächlichen 
oder vermeintlichen Fehlern in der Argumen­
tation des ZEBRA-Artikels bzw. der IGARA-
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Leserinnenbriefe 
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Stellungnahme dient faktisch dazu, selbst 
ganz arge Sachen unter die Leute zu bringen. 

Anstatt ZEBRA auseinanderzusetzen, 
daß es darum geht, den freien Zugang zum 
Arbeitsmarkt für Asylwerber/innen im allge­
meinen durchzusetzen' (d.h. ganz unabhän­
gig von den Profitinteressen der österreichi­
schen Bourgeoisie), versteigt sich diese Kritik 
dazu, allein schon die Forderung, nach 
"freiem Zugang zum Arbeitsmarkt· für aus/än­
(Jische Arbeiterinnen und Arbeiter als 'dek­
kungsgleich mit der Wirtschaftskammer' zu 
denunzieren. Tatsächlich jedoch muß dies 
eine unverzic,htbiiire Forderung jeder kämpfe­
rischen Arbeiter/innen/bewegung sein. Wer 
dies ableh']t, liegt 'deckungsgleich' auf der 
Linie der OG8-Bonzen, welche sich für die 
Beibehaltung der Diskriminierung. und Ent­
rec/;tung der ausländischen Kolleginnen und 
Kollegen stark machen, weil dies angeblich 
im Interesse der inländischen Werktätigen 
sei. (1) 

Geradezu ungeheuerlich ist der Stand­
punkt zur Asylfrage. Der Verfasser oder die 
Verfasserin hält "nicht viel" von' einer Demo_ 
kratisierung der Asylpraxis. 

Die Wurzel dieser schon unter jeder Kritik 
(wenn auch Gegenstand der Kritik) liegen­
den Ansicht geht aus dem, Brief auch klar 
hervor: Es wird die Gefahr beschworen, daß 
es Rückschläge in den sozialen Standards, 
im Lohnniveau usw. gebe, wenn vermehrt 
Ausländerinnen und Ausländer 'hineingelas­
sen' werden, da sich dadurch die Konkur­
renz auf dem Arbeitsmarkt erhöhe. Als Kon­
sequenz daraus wird befürwortet, daß mög­
lichst keine reingelassen werden sollen, "zu­
mindest heute nicht" (!!). Aber das ist schon 
das allerletzte, vom bürgerlichen Staatderar­
tige sogenannte Schutzmaßnahmen zur Si­
cherung der Inländer/innen gutzuheißen 
oder auch nur zu dulden. 

Gegen die nicht erst drohende, sondern 
bereits vorhandene Spaltung zwischen inlän­
dischen und ausländischen Arbeiter/innen 
und überhaupt gegen die Konkurrenz derje­
nigen, welche die Ware Arbeitskraft anzubie­
ten haben, hat es von jeher nur ein einziges 
Mittel gegeben: Die solidarische Organisa­
tion und der aktive Kampf dagegen (davon 
ist im Leser/innen-Brief keinerlei Rede!). Dies 
ist aber unmöglich ohne unser entschiede­
nes Eintreten gegen jegliche Diskriminierung 
und EntreChtung unserer ausländischen 
Schwestern und Brüder. 

Schließlich wird auch noch behauptet: 
"Menschen, herausgerissen aus ihrer sozia­
len und kulturellen Umgebung sind weit 
wenigerzu Widerstand ( ... ) fähig; bzw. Wider-
bezaMe Anzeige: 

stand ist ihnen auch nicht zu raten, droht 
doch immer: 'wenn's Dir hier nicht paßt, dann 
geh doch dorthin, wo Du herkommst"'. Das 
ist völlig falsch. Erstens hat sich immer 
wieder gezeigt, daß selbst die heute fast 
völlig entrechteten ausländischen Werktäti­
gen oft viel mutiger und entschlossener im 
Kampf sind (siehe etwa Ford-Streik 1973, 
Kämpfe in der Automobilindustrie in Frank­
reich vor einiger Zeit). 

Außerdem ist z.B. der Organisationsgrad 
in fortschrittlichen und revolutionären Orga­
nisationen bei den Leuten aus der Türkei 
oder Kurdistan in ÖSterreich h gute viel höher 
als der der Inländer/innen. Und gegen die be­
rechtigte Furcht vor Abschiebung kann es 
nur die Forderung nach beseitigung der Aus­
ländergesetze, nach völliger Gleichberechti­
gung geben - und nicht, wie es im Brief zum 
Teil ausgesprochen, zum Teil nahegelegt 
wird, die Befürwortung von Restriktion gegen 
Ausländer/innen. 

Die Zuschrift beruft sich dabei auf die 
"Volksmeinung", daß die Mehrheit heute eher 
einer "Ausländer-raus"-Politik zustimme. 
Doch· statt zu dem für fortschrittliche Kräfte 
unumgänglich notwendigen energischen 
Kampf dagegen aufzurufen, wird im Grunde 
verlangt, wir sollten uns der von den Herr­
schenden unter der Bevölkerung geschürten 
"Sündenbock"-Vorurteile gegen Auslän­
der/innen anpassen. Ja die Angst vor der 
Konkurrenz der Ausländer/innen wird sogar 

. für "berechtigt" erklärt. Das ist wirklich 
SChlimmster Populismus, Kapitulation vor 
den herrschenden Verhältnissen und den 
ihnen entsprechenden Ideen (= Ideen der 
Herrschenden). 

Der Brief zeigt, wie tief chauvinistische, 
die Ausländer/innen verächtlich behandeln­
de Standpunkte auch unter Leuten sitzen, die 
sich vielleicht sogar als "links" vorstellen.(2) 
Er zeigt v.a. auch, wie nötig eine gründliche 
Auseinandersetzung mit diesem Themen­
komplex ist, bei dem sich immer ärgeres ab­
spielt un.d noch ärgeres ,abzeichnet. 

1.11.89 Zwei Leute von der IGARA 

(1) 1907 fand in Stuttgart ein Internatio­
naler Sozialistlnnenkongreß statt, der auch 
eine "Resolution zur Auslände-- und Einwan­
derungsfrage" angenommen hat. Lenin be­
richtet in einem ~rtikel darüber, daß es dort 
notwendig gewesen ist, gegen Leute aufzu­
treten, welche versuchten, "zünftierisch be­
schränkte Anschauungen zu verfechten, ein 
Verbot der Einwanderung von Arbeitern aus 
den rückständigen Ländern (Kulis aus China 
usw.) durchzubringen. Das ist derselbe Geist 
des Aristokratismus unter den Proletariern 
einiger 'zivilisierter' Länder, die aus ihrer pri-

vilegierten Lage gewisse Vorteile ziehen und 
daher geneigt sind, die Forderungen interna­
tionaler Klassensolidarität zu vergessen." 

(Lenin, Der Internationale Sozialisten­
kongreß in Stuttgart, Werke Bd.13, S.71, 
1907) 

(2) Die IGARA hat vor einiger Zeit ausführ­
lich eine Debatte über eine schriftliche ,Kritik 
an ihrem Rugblatt gegen die "Ausländer­
raus"-Politik geführt. Diese Kritik ging in eine 
ähnliche Richtung wie diese Zuschrift ans 
TATblatt. Die Materialien sind bei der IGARA 
erhältlich. 

Leserinnenbrief ' 
Seit Erscheinen des TATblattes lese ich 

es regelmäßig. Ich habe auch ein ABO. Ich 
finde diese Zeitung eine echte Bereicherung. 
Ihr schreibt vieles., was ich sonst nicht erfah­
ren würde. Es ist ein echter Informationsge­
winn. Auch die Schreibweise mit großem I, 

, männl., weibl. Formen finde ich' sehr sehr 
gut. Umso konsequenter, umso bessser. 
Denken beeinfliJßt Sprache, Sprache beein­
flußt Denken. 

Im TATblatt minus 82 schreibt Ihr auf S.9 
unter dem Titel "Demo gegen den blutigen 
Terror in Kosovo" u.a.: " ... sind ca 200 Alba­
nerinnen von Polizei und Militär erschossen 
worden (unter ihnen auch Kinder und 
Frauen)." Das "Kinder und Frauen" stört mich 
sehr. In vielen Berichten steht immer wieder 
sogar Frauen und Kinder. Und wenn keine 
Frauen und Kinder erschossen werden, 
sondern "nur" Männer, ist es dann nicht so 
arg. Wieso reiht Ihr Euch unbewußt in diesen 
Sprachgebrauch ein? 

Ich finde es menschenverachtend, wenn 
Menschen sterben müssen, erschossen 
werden, gefoltert werden, verhungern etc. Zu 
uterscheiden zwischen Kinder und Frauen ei­
nerseits, Männer andererseits finde ich 
zynisch. Vielleicht schreibt Ihr sonst "100 
Frauen und Kinder sind erschossen worden 
aber nur 100 Männer". 

In der Hoffnung, daß Ihr meine Kritik teilt, 

mit kämpferischen Grüßen 
Petra 

PS.: Für alle, die es noch nicht wissen. Ich 
bi,n männl., Transvestit, daher Petra, ... 

Liebe Petra, ' über genau die selben 3 
Wörter bin ich beim Korrektur/esen ebenfalls 
gestolpert. Doch handelte es sich um ein 
Flugblatt, und irgendwie wollten wir das nicht 
verfälschen ... aber, ich glaube, in Zukunft 
werden wir das (in solchen Fällen) doch 
ändern - im Sinne der Gleichbehandlung. 
Die Korrekturleserin von damals. , 

IIArt1~/C!l. Naturkost Spittelberg, &ema·Produkte, Spitlelberggasse 24, 
1070 Wien, Tel. 0222/93 6192, lIo-Fr 9.00-18.30, 509.00-12.00. 
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I Betrifft: TA TblaH 
Tja, nun also sind wir in unserem neuen 

Büro. Wie erwartet, und auch schon mehr­
fach angekündigt, ist nun alles, also immer­
hin ziemlich vieles anders geworden. Bloß 
das mit dem leiwander ist vielleicht ein 
bißchen relativ. Denn wenn alles neu ist, 
dann raubt das halt schon ein bißchen die 
Utopie, daß alles besser wird, wenn erst mal 
alles neu ist. Auf alle Fälle hat das alles ganz 
schön viel Geld gekostet (natürlich haben wir 
viele Sachen mitunter haarstreubend billig, ja 
kostenlos erstehen können, aber halt auch 
nur dann, wenn sie nicht allzu groß und un­
handlich waren). Und ebendieses Geld, das 
wir bezahlen mußten, wollen wir jetzt wieder 
hereinbekommen. Das meiste wurde inzwi­
schen von uns selbst vorgestreckt, doch da 
wir auch von irgendwas leben müssen (daß 
wir mit der TATblatt-Arbeit nichts verdienen, 
ist eh klar, aber daß sie uns so viel kostet, ist 
ein bißchen untragbar ... ), müssen wir das 
jetzt irgendwie zurückbekommen. Zum 
Einen haben wir da - wie immer an 
Spenden, Förderabos, etc gedacht, und ein 
gewisses Ansteigen derselben war in den 
letzten Tagen ganz spürbar auf unserem 
Konto zu spüren. (Danke, auf diesem Weg!) 

Ansonsten ist uns aber auch klar, daß das 
nicht alles sein kann, weshalb es auch sonst 

, einige Ansätze gibt: 
ZB startet diesertag eine 2. große TAT­

blatt-Werbecampagne mit Verspätung, Pik­
kerln, Plakaten usw, wobei der Schwerpunkt 
auf Pickerln liegen soll, die ziemlich leicht 
und aufwandsarm ziemlich weitgestreut 
ziemlich massiv dazu beitragen können, das 
TATblatt ziemlich bekannt zu mac"'en. 

Wenn das TATblatt schließlich bekannt 
ist, muß es natürlich auch die Möglichkeit 
geben, es käuflich zu erstehen. Und zu 
.diesem Behufe soll der Handverkauf ausge­
baut werden (wozu wir natürlich nach wie vor 
Leute suchen, die sich jeden zweiten Montag 
das TATblatt im Wiener TATblatt-Büro zum 
Zwacke des Wiederverkaufs abholen 
könnten; und zwar immer an jenen Monta­
gen vor dem offiziellen Erscheinungstermin,' 
irgendwann zwischen 16 und 20 Uhr. In zirka 
90% aller Fälle ist dann das TATblatt abhol­
bar. 

Des weiteren soll es schon bald T ATblatt­
Selbstbedienungsständer geben, zB an be­
lebten, von "Unken« bisweilen oft heim ge-

suchten Plätzen, wo andere Formen von 
Verkauf aber aus irgendwelchen Gründen 
nicht möglich sind. 

Zum Ausbau des Handverkauftums ei­
nerseits, den Aufbau einer richtigen Ver­
triebsstruktur für »alternative« Zeitungen an­
dererseits überhaupt, gibt es derzeit auch 
ganz konkrete Pläne, die wir derzeit zusam­
men mit AN.SCHLÄGE, AKlN, DIE UNKE, 
Z'AM, MONATSZEITUNG, WIENER TAGE­
BUCH, FRAUENSOLIDARITÄT, AUF; etc, 
schmieden. Ins Haus steht VAZ, der Verein Al­
ternativer Zeitungen, der ein dichtes Netz von 
Wiederverkaufsstellen beliefern soll, und für 
Handverkäuferinnen die Perspektive viel grö­
ßeren (also endlich einmal wirklich relevan­
ten) Verdienstes (finanziell gesehen) eröff­
nen soll. Wenn das konkret wird, werden wir 
darüber berichten. 

Zurück zum TATblatt: 
Mit Vollendung der (meisten) Adaptie­

rungsarbeiten im neuen Büro wollen wir nun 
endlich auch die lange hintangehaltene in­
haltliche Aufbauarbeit mit verstärktem Nach­
druck verbessern. Wir wollen ein breiteres 
Spektrum an Informationen ins TATblatt rein­
bringen, weshalb wir in nächster Zeit versu­
chen wollen, endlich verstärkt Kontakte mit 
Bürgerinneninitiativen zu knüpfen. Des wei­
teren soll auch der Anteil an aktuellen, wenn­
gleich auch kurzen Meldungen (sogenann­
ten Kurzmeldungen, also) steigen, um so 
mehr Überblick über das, was so los ist, zu 
ermöglichen. Die Umsetzung ist noch nicht 
ganz geklärt, aber personell gesehen geht es 
uns derzeit gar nicht so schlecht, sodaß es 
ganz realistich ausschaut, daß wir ein gehö­
riges Maß an Vorstellungen auch verwirkli­
chen können werden. 

In einem als österreichweiten TATblatt­
Gruppen-Treffen gedachten Treffen, zwi­
schen TATblatt-Wien und TATblatt-Graz 

, wurde auch eine neue verbesserte Form der 
Zusammenarbeit vereinbart. Eine Zusam­
menarbeit, die es in letzter Zeit u.a. infolge 
einer Krise der Grazer Gruppe nicht gegeben 
hat. Da die Krisenüberwindung aber unmit­
telbar ins Haus steht, wird es alle vierzehn 
Tage gleichzeitige Redaktionssitzungen in 
Wien und Grat geben, wo wir uns fernmünd­
lich zusammenreden wollen (Stapo aufge­
paßt! Ein Pflichttermin: jeden zweiten Don­
nerstag um 20.15 im Telefon-Hauptabend-

programm). Ansonsten 
, ••• wird es so etwas wie eine 

Mag G. Zan(Jer - doch kein Sauf er? Regionalgruppenautono-
,-_____________________ ---. mie geben, also wenn Tb-

Graz beschließt, daß dies 
oder jenes ins TATblatt 
kommen soll, dann 
müssen wir es in Wien, wo 
die Zeitung layoutiert wird, 

In einem Artikel der TA Tblatt-Nummer Minus 80 (17/89 
vom 31.0ktober 1989) wurde auf Seite 4 über eine Veran­
staltung am 25.0ktober 1989 berichtet. 

Dazu begehrt Dr. Manfred Matzka vom TATblatt fol­
gende 

ENTGEGNUNG: 
Die Zitatswiedergabe: "Matzka: ja, das glaube ich gern, 

aber ... " ist unrichtig. Eine sei es auch nur indirekte Aussage 
über Mag. Gerd Zander wurde von mir in dieser Diskussion 
nicht gemacht. 

auch reintun. Falls wir .ir-
gendwann - wieder unser 
Erwarten natürlich, also 
das könnt ich mir nämlich 
nicht vorstellen, - uns die 
Grazerlnnen nur Scheiße 
hineindrücken wollen, 
dann müßte überhaupt 
nachgedacht werden, ob 
ein gemeinsames Zei-
tungsprojekt möglich ist. 
Aber nur "Herumkorrigie.­

Mit besten Grüßen ren« gibt's nicht. Was von 
Manfred Matzka Tb-Graz kc.mmt, kommt 

authentisch und auf alle 

Fälle. Von Unz war leider keineR da, aber es 
war ja schließlich nicht das letzte ÖSterreich­
Treffen des TATblatts. Falls du übrigens Lust 
hast, ebenfalls eine TATblatt-Regionalgrup­
pe irgendwo auf dieser Welt aufzuziehen, so 
tu dies bitte, und lasse uns doch bitte auch 
davon wissen. 

Auf Vertriebsebene hat es da in ietzter 
Zeit ein paar tolle Initiativen gegeben, von 
Leuten, (jie in ihrer Gegend das TATblatt 
unter die Leute bringen wollen ... 

Daß uns zu einigen Vorgängen auf dieser 
Welt mitunter einige Informationen fehlen 
trifft aber nicht nur auf die östereichiche Wie­
derstands-Szene zu (Der Tb-Übertitel »Nach­
richten aus dem Widerstand« ist mit dem Tb­
Ö-Treffen jetzt übrigens wegen des Ver­
dachts des Protzens, ohne zu wiSsen, was wir 
damit sagen wollen u.a. gestrichen worden. 
Die interiministische Lösung »Alles über das 
Böse auf der Welt« wurde auch nicht gerade 
begeistert aufgenommen, weshalb wir uns 
entschlossen haben, unseren Zeitungsüber­
titel [der ja eigentlich Information über die in­
haltliche Ausrichtung der Zeitung geben 
sollte, hätte ich mir:gedacht] alle 14 Tage zu 
ändern, bis uns nichts mehr einfällt. Ideen 
bitte an das Kollektiv.) -

Wo war ich stehengeblieben? 
Also, daß uns Informationen fehlen, trifft 

nicht nur auf ÖSterreich zu, nein, das ist quasi 
ein globales Problem Qediglich bezüglich 
Afrika gilt es eine vorbildliche Zusammenar­
beit mit Leuten die sich auskennen, ZAST 
nämlich, die uns laufend mit fertigen Artikeln 
versorgen. Sowas würden wir uns für den 
Rest der Welt auch wünschen. 

Fehlen tut in diesem TATblatt wie immer 
natürlich auch wieder einiges, zB das Atten­
tat auf die HB-Abgeordneten in Madrid. Nicht 
nur, daß wir keine Informationen haben, 
wissen wir auch überhaupt nicht, wie wir das 
Einschätzen sollen. Aus der DDR bekommen 
wir auch nur entweder widersprüchliches Ma­
terial, oder ganz spezielles, mit dem wir dann 
auch nur wenig anfangen können. CSSR gar 
nix; Schlußfolgerung: Es gibt Momente, da 
sind wir irgendwie überfordert. 

Im übrigen soll ich ausrichten, daß der im 
letzten TATblatt angekündigte Artikel über 
die FPÖ natürlich nicht gekommen ist. 
(Merke: Traue keiner Ankündigung einer 
Fortsetzung oder so was ähnlichem im TAT­
blatt; des haut nieeeee hin) 

Nundenn möchte ich trotzdem zu einem 
Ende kommen, wünsche noch viel Uebe und 
Spaß und verbleibe mit kleinformatig-revolu­
tionären Grüßen, Bussis und Winkewinke: 

Einer vom TArb/aft-Kollektiv 

P.S.: Der- oder diejenige, die oder der 
weicheR am Freitag, 24. November 1989 in 
der Zeit von ca 2.00 Uhr bis ca 10.00 Uhr 
morgens am Klo war, nachher aber den 
Schlüssel nicht mehr zurückgehängt hat, 
sondern vielmehr nach Hause mitgenom­
men hat, soll ihn bitte tunlichst und ehebal­
digst zurückbringen. Ich muß nämlich schon 
wieder ganz dringend, will aber nicht jedes­
mai zur Stadtbahnstation rüberrennen, oder 
sonst was. Falls die Zeitung diesmal zu spät 
rausgekommen ist, liegt das zu einem 
großen Teil übrigens auch daran, weil ich 
nicht über Nacht layotieren konnte, weil da 
die Stadtbahn samt Klo zugesperrt ist. 

Weil's war ist! 



TATblatt 
NACHRICHTEN AUS DEM WIDERSTAND 

Das TATblatt ist eine selbstverwaltete 
Zeitung zur Verbreitung unterdrückter 
Nachrichten, die derzeit alle vierzehn 
Tage erscheint. 

Das TATbiatt versteht sich als weitge­
hend >>offene Zeitung«. Bitte: Schickt uns 
Artikel,Kommentare, Leserl.1nenbriefe, 
Infos, Termine, usw usf. Die Entschei­
dung, welche Artikel in die Zeitung 
kommen, wird in den TATblatt-Plena ge­
troffen. Die Plena sind allen Interessierten 
zugänglich und finden jeden Donnerstag 
um 19 Uhr im WienerTATblattcBüro statt. 

Aus der Vielfalt der Autorinnen der 
Artikel, und dadurch, daß viele Artikel uns 
nur zugesandt werden, die Autorinnen 
aber oft nicht zu Plena kommen, um die 
Artikel zu diskutieren, ergibt sich, daß 
nicht alle Artikel vollinhaltlich der 
Meinung des »Kollektivs« entsprechen 
können. Aufschluß über die VerfasserIn­
nen der Artikel und etwaige Änderungen 
durch das Kollektiv, geben die Quellenan­
gaben. Das Kollektiv behält sich vor, 
Artikel, in Hinblick auf geschlechtsneutra­
le Schreibweise gegebenenfalls zu korri­
gieren, ohne extra darauf hinzuweisen. 

Aus Sicherheitsgründen - um Behör­
den keinerlei Rückschlüsse.darauf zu er­
möglichen, welche Artikel von welcher 
Person geschrieben wurden, bzw welche 
Mitarbeiterinnen eher unbedenkliche, 
welche hingegen eher brisante Themen 
bearbeiten. - werden alle Artikel grund­
sätzlich nicht namentlich gekennzeich­
net. Bei eingesandten Artikel erfolgt eine 
volle Namensnennung nur dann, wenn 
dies ausdrücklich gewünscht wird. 

TATblaU-Gruppen gibt es 
derzeit in Wien, Graz und Linz: 

TATblatt-Wien: 
NEUE ADRESSE: 
1060 Wien, Gumpendorferstraße 157/11 
Telef~n (ab voraussichtlich Ende Novem­
ber): (0222) 5749 543 
TATblatt-Plenum: 
jeden Donnerstag um 19 Uhr 
TATblatt-Cafe: 
jeden Montag um 16Uhr 
die ideale Möglichkeit in ungezwunge­
nem Gespräche das TATbiatt »von innen« 
kennenzulernen (alle zwei Wochen ver­
knüpft mit dem Zusammenlegen und Ver­
senden des neuen TATblatts) 

TATblatt-Graz: 
Treffen jeden ersten Donnerstag nach Er­
scheinen um 19 Uhr 
Infos: Telefon (0316) 83 57 79 

TATblatt-Linz: 
Treffen: jeden 1.Mittwoch im Monat um 
17 Uhr 
Andreas Hofer Stüberl; Andreas Hofer­
platz 3; 4020 Unz 

P.b.b. . Erscheinungsort Wien 

Achtung Abonnentlnnen: Die letzte Ausgabe des TATblatts, die du um dein Abo ~ge­
sandt bekommst, ist unterhalb deines Namens in doppelter Klammer vermerkt. Bel et­
waigen Unklarheiten oder Fehlern bitte bei uns anrufen, oder uns schreiben! 

Impressum: 

Medieninhaberin, Herausgeberin, Her­
stellerin und Verlegerin: 
Unabhängige Initiative Informationsviel­
falt 

1060 Wien; GumpendorferstraBe 157/11 
Telefon: (0222) 57 49 543 (ab Dez 1989) 
Bankverbindung/Konto: PSK 7547 212 
DVR Nr: 0558371 
Druck: Eigendruck 

Das TATblatt im Abo 
Ein TATblatt-Abonnement kostet inner­

halb Österreichs S 96. - für zehn Ausgaben, 
oder S 190.- für zwanzig Ausgaben. Ein 
Auslandsabo kostet S 150. - (10 Ausgaben) 
bzw S 300. - (20 Ausgaben). 

Die Abos gibt's nur gegen Vorauszah­
lung! Also einfach Erlagschein ausfüllen und 
einzahlen. Sobald .das Geld b.ei uns ist, 
beginnt das Abo zu laufen. 

Außerdem gibt es auch die Möglichkeit 
eines Förderabos: Du bestimmst selbst, 
wieviel du zahlen möchtest (r.lindestens na-

türlich S 97.- für zehn respektive S 191.­
für zwanzig Ausgaben, im Ausland minde­
stensS 151.- bzw S 301.- ... eh klar, 
oder?). 

Am Besten die Erlagscheinvordrucke, 
wie sie jedem TATblatt beiliegen, wenn sie 
nicht herausgefallen sind, verwenden. An­
sonsten bitte wie folgt ausfüllen: 

Konto: P.S.K. 7547 212; Empfängerin: 
Unabhängige Initiative Informationsvielfalt; 
Verwendungszweck: Abo (Förderabo) für 
... Nummern; usw ... 

Mitgliedschaft 
Die Unabhängige Initiative Informations- ehen, vervielfachen, und regelmäßig auf 

vielfalt ist Herausgeberin des TATblatts. Die unser Konto überweisen (beispielsweise 
Statuten schicken wir dir auf Wunsch gerne mittels Dauerauftrag). Mitglieder erhalten 
zu. Die Mitgliedsgebühr beträgt ab sofort nur das TATblatt selbstverständlich ebenfalls re-
mehr 1. - pro Tag. Das sind· im Monat so geimäßig zugeschickt. Wenn du an einer Mit-
zirka 30. - Diese dreißig Schilling nach Belie- gliedschaft interessiert bist, schicke uns 
ben verdoppeln, verdreifachen, vervierfa- noch heute eine Pos.tkarte! 

Einzelverkaufsstellen 
Wien: 
Buchhandlungen: 
• Südwind (1, Kleeblattgasse 4) 
• Brigitte Hermann (1, GrÜnangerg. 1) .. -
• Winter (1, Landesgerichtsstraße 20) 
• Kolisch (1, Rathausstraße 18) 
• Rive Gauche (Wien 2, Taborstraße 11 b) 
• Sprachlos (3, Radetzkystraße 6) 
• Buchwelt (9, Schwarzspanierstr 15) 
• Utera Tours (9, Kolingasse 6) 
• Schiebl (10, Laxenburgerstraße 48) 
diverse Läden: 
• VKA (6 .. Stiegengasse 20) 
• Naturmarkt St Josef (7, Zollerg 26) 
• EZA (8, Lerchenfelder Straße 18-24) 
• Bioladen Makrokosmos (8, Strozzigas-

se 38) . 
• Natürlich Naturkost (9, Marktgasse 21) 
• Naturkostladen Kutschkermarkt (18, 

Kutschkergasse 29) 
Beisln: 
• TU-Club (4, Paniglgasse 1) VORÜBER­

GEHEND ABGEBRANNT 
• Rotstilzehen (5, Margare:(enstraße 99) 
• Rosa~Ula-Tip (6, Unke Wienzeile 1(2) 

• KuKu (6, Unke Wienzeile 98) 
• KOMM 24 (14, Baumgartner Höhe 1; Pa­

villon 24; täglich 14 bis 17 Uhr) 
• Club International (16, Payerg 14) 
• BAC.H./Stadtteilzentrum Ottakring 

(16, Bachgasse 21) 
außerdem: 
• ARGE f Wehrdienstverweigerung und 

Gewaltfreiheit (1, Schottengasse 
3a/1/4/59) 

• Infoladen (5, Margaretengürtel 122-124 
/ Stiege 1 / Keller; geöffnet nur Di & Do 
17-21 Uhr, Mi 15-19 Uhr) 

Graz: 
• Dradiwaberl-Antiquariat (Zinzendorfer-

gasse) . 
• Bücherstube (Prokopigasse 16) 
• Techn. Fachbuchhandlung SPECTRUM 

(Schörgelgasse 9) 

Linz: 
• Alternativladen (Zollamtsstraße 20) 
• Bad-Cale (Badgasse 7) 

Schwertberg: 
• Kulturverein Kanal (Schwertberg, Josef­

tal 21) 

Das nächste TATblatt erscheint am 12. Dezember Redaktionsschluß tür diese Nummer ist am 5. Dezember 


